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I

(Mitteilungen)

RAT

RECHTSAKT DES RATES

vom 26. Juli 1995

über die Fertigstellung des Übereinkommens aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die
Europäische Union über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Überein­

kommen )

( 95/C 316/01 )

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

GESTÜTZT auf den Vertrag über die Europäische Union , insbesondere auf Artikel K.3 Absatz 2
Buchstabe c ),

IN DER ERWÄGUNG, daß die Mitgliedstaaten zur Erreichung der Ziele der Union die
Errichtung eines Europäischen Polizeiamts als Folge von gemeinsamem Interesse betrachten —

BESCHLIESST, daß das Übereinkommen in der im Anhang enthaltenen Fassung fertiggestellt
ist , das heute von den Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten der Union unterzeichnet
wird ;

EMPFIEHLT den Mitgliedstaaten , das Übereinkommen gemäß ihren verfassungsrechtlichen
Vorschriften anzunehmen .

Geschehen zu Brüssel am 26 . Juli 1995 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. A. BELLOCH JULBE
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ANHANG

ÜBEREINKOMMEN

aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über die Errichtung eines
Europäischen Polizeiamts (Europol-Übereinkommen )

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN dieses Übereinkommens, die Mitgliedstaaten der Europäischen Union
sind —

UNTER BEZUGNAHME auf den Rechtsakt des Rates vom 26 . Juli 1995 ,

IN DEM BEWUSSTSEIN der dringenden Probleme , die sich aus dem Terrorismus, dem illegalen Drogenhan­
del und sonstigen schwerwiegenden Formen der internationalen Kriminalität ergeben ,

IM HINBLICK DARAUF, daß Fortschritte bei der Solidarität und der Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union erforderlich sind; hierzu bedarf es insbesondere einer Verbesserung
der polizeilichen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten,

IN DER ERWÄGUNG, daß die entsprechenden Fortschritte es ermöglichen sollen , den Schutz der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung weiter zu verbessern ,

IN ANBETRACHT DESSEN, daß in dem Vertrag über die Europäische Union vom 7. Februar 1992 die
Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol ) vereinbart worden ist,

IN KENNTNIS des Beschlusses des Europäischen Rates vom 29 . Oktober 1993 , nach dem Europol in den
Niederlanden eingerichtet wird und seinen Sitz in Den Haag erhält ,

EINGEDENK des gemeinsamen Ziels , eine Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit im Bereich des
Terrorismus , des illegalen Drogenhandels und sonstiger schwerwiegender Formen der internationalen
Kriminalität durch einen ständigen , zuverlässigen und intensiven Informationsaustausch zwischen Europol
und den nationalen Stellen der Mitgliedstaaten herbeizuführen ,

DAVON AUSGEHEND, daß die in diesem Übereinkommen festgelegten Formen der Zusammenarbeit
andere Formen der zwei- oder mehrseitigen Zusammenarbeit nicht berühren dürfen ,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß dem Schutz der Rechte des einzelnen, insbesondere dem Schutz personen­
bezogener Daten, auch im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit besondere Aufmerksamkeit zuteil
werden muß,

IN DER ERWÄGUNG, daß die Tätigkeit von Europol nach diesem Übereinkommen die Befugnisse der
Europäischen Gemeinschaften unberührt läßt, und in der Erwägung, daß Europol und die Europäischen
Gemeinschaften im Rahmen der Europäischen Union ein gemeinsames Interesse daran haben , Formen der
Zusammenarbeit einzurichten, die beiden eine möglichst wirkungsvolle Wahrnehmung ihrer jeweiligen
Aufgaben ermöglichen —

HABEN SICH auf die nachstehenden Bestimmungen GEEINIGT:
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TITEL I

ERRICHTUNG UND AUFGABENBESCHREIBUNG

Artikel 1

Errichtung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union , nach­
stehend als Mitgliedstaaten bezeichnet, errichten mit die­
sem Übereinkommen ein Europäisches Polizeiamt, nach­
stehend Europol genannt .

( 2 ) Europol ist in jedem Mitgliedstaat mit einer einzigen
nationalen Stelle verbunden , die nach Artikel 4 eingerich­
tet oder bezeichnet wird .

Artikel 2

Ziele

sung beauftragt der Rat den Verwaltungsrat, seine Ent­
scheidung vorzubereiten und dabei insbesondere auch die
haushaltsmäßigen und personellen Auswirkungen für
Europol darzustellen .

( 3 ) Die Zuständigkeit von Europol für eine bestimmte
Form der Kriminalität oder für spezifische Ausprägungen
einer Kriminalitätsform umfaßt auch

1 . die mit diesen Kriminalitätsformen oder ihren spezifi­
schen Ausprägungen verbundene Geldwäsche ,

2 . die damit in Zusammenhang stehenden Straftaten .

Als im Zusammenhang stehende Straftaten , die nach
Maßgabe der Artikel 8 und 10 zu berücksichtigen sind ,
gelten :

— Straftaten , mit denen die Mittel beschafft werden , um
die in den Zuständigkeitsbereich von Europol fallen­
den Straftaten zu begehen ;

— Straftaten , die begangen werden , um die Durchfüh­
rung der in den Zuständigkeitsbereich von Europol
fallenden Straftaten zu erleichtern oder zu vollenden ;

— Straftaten , durch die sichergestellt werden soll , daß
die in den Zuständigkeitsbereich von Europol fallen­
den Straftaten ungesühnt bleiben .

(4 ) Zuständige Behörden im Sinne dieses Übereinkom­
mens sind alle in den Mitgliedstaaten bestehenden öffent­
lichen Stellen , soweit sie nach nationalem Recht für die
Verhütung und die Bekämpfung von Straftaten zuständig
sind .

( 5 ) Illegaler Drogenhandel im Sinne der Absätze 1 und 2
sind die Straftaten , die in Artikel 3 Absatz 1 des Überein­
kommens der Vereinten Nationen vom 20 . Dezember
1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen
und psychotropen Stoffen und den dieses Übereinkom­
men ändernden oder ersetzenden Bestimmungen aufge­
führt sind .

( 1 ) Europol hat das Ziel , im Rahmen der Zusammenar­
beit der Mitgliedstaaten nach Artikel K.l Nummer 9 des
Vertrags über die Europäische Union durch die in diesem
Übereinkommen genannten Maßnahmen die Leistungsfä­
higkeit der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und
ihre Zusammenarbeit zu verbessern im Hinblick auf die
Verhütung und die Bekämpfung des Terrorismus , des
illegalen Drogenhandels und sonstiger schwerwiegender
Formen der internationalen Kriminalität , sofern tatsächli­
che Anhaltspunkte für eine kriminelle Organisations­
struktur vorliegen und von den genannten Kriminalitäts­
formen zwei oder mehr Mitgliedstaaten in einer Weise
betroffen sind , die aufgrund des Umfangs , der Bedeutung
und der Folgen der strafbaren Handlungen ein gemeinsa­
mes Vorgehen der Mitgliedstaaten erfordert .

( 2 ) Um die in Absatz 1 genannten Ziele schrittweise zu
erreichen , wird Europol zunächst bei der Verhütung und
der Bekämpfung des illegalen Drogenhandels , des illega­
len Handels mit nuklearen und radioaktiven Substanzen ,
der Schleuserkriminalität , des Menschenhandels und der
Kraftfahrzeugkriminalität tätig .

Ferner wird sich Europol spätestens zwei Jahre nach
Inkrafttreten dieses Übereinkommens mit Straftaten
befassen , die im Rahmen von terroristischen Handlungen
gegen Leben , körperliche Unversehrtheit und persönliche
Freiheit sowie gegen Sachen begangen wurden oder
begangen werden könnten . Der Rat kann im Verfahren
nach Titel VI des Vertrags über die Europäische Union
einstimmig beschließen , Europol schon vor Ablauf dieser
Frist mit diesen terroristischen Handlungen zu befassen .

Der Rat kann im Verfahren nach Titel VI des Vertrags
über die Europäische Union einstimmig beschließen, daß
Europol beauftragt wird , sich mit weiteren der im
Anhang zu diesem Übereinkommen aufgeführten Formen
der Kriminalität oder spezifischen Ausprägungen dieser
Kriminalitätsformen zu befassen . Vor seiner Beschlußfas­

Artikel 3

Aufgaben

( 1 ) Europol hat im Rahmen seiner Ziele nach Artikel 2
Absatz 1 vorrangig die Aufgabe ,

1 . den Informationsaustausch zwischen den Mitglied­
staaten zu erleichtern ,

2 . Informationen und Erkenntnisse zu sammeln , zusam­
menzustellen und zu analysieren ,
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nale Stelle zu gewährleisten und insbesondere für den
Zugriff dieser Stelle auf die entsprechenden nationalen
Daten zu sorgen .

(4 ) Aufgabe der nationalen Stelle ist es ,
1 . Europol aus eigener Initiative Informationen und
Erkenntnisse zu liefern , die für die Durchführung von
dessen Aufgaben erforderlich sind ,

2 . die Informations-, Erkenntnis - und Beratungsanfragen
von Europol zu beantworten ,

3 . die Informationen und Erkenntnisse auf dem neuesten
Stand zu halten ,

4 . Informationen und Erkenntnisse nach Maßgabe des
nationalen Rechts für die zuständigen Behörden aus­
zuwerten und an sie weiterzuleiten ,

5 . an Europol Beratungs-, Informations-, Erkenntnis­
und Analyseanfragen zu richten ,

6 . Informationen für die Speicherung an den automati­
sierten Informationssammlungen an Europol zu über­
mitteln ,

7 . für die Rechtmäßigkeit jedes Informationsaustauschs
zwischen Europol und ihr selbst Sorge zu tragen .

( 5 ) Eine nationale Stelle ist unbeschadet der Ausübung
der den Mitgliedstaaten obliegenden Verantwortung im
Sinne des Artikels K.2 Absatz 2 des Vertrags über die
Europäische Union im Einzelfall nicht verpflichtet , die in
Absatz 4 Nummern 1 , 2 und 6 sowie in den Artikeln 8
und 10 genannten Informationen und Erkenntnisse zu
übermitteln, wenn die Übermittlung
1 . wesentliche nationale Sicherheitsinteressen schädigen
würde ,

2 . den Erfolg laufender Ermittlungen oder die Sicherheit
einer Person gefährden würde oder

3 . Informationen betrifft , die von den Nachrichtendien­
sten oder aus spezifischen nachrichtendienstlichen
Tätigkeiten stammen und die innere Sicherheit betref­
fen .

( 6 ) Die Kosten der nationalen Stellen für die Kommuni­
kation mit Europol sind nationale Kosten und werden,
mit Ausnahme der Kosten für die Verbindung, Europol
nicht zugerechnet .

( 7 ). Die Leiter der nationalen Stellen treten bei Bedarf
zusammen, um Europol mit ihrem Rat zu unterstützen .

3 . über die in Artikel 4 genannten nationalen Stellen die
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten über die sie
betreffenden Informationen und die in Erfahrung
gebrachten Zusammenhänge von Straftaten unverzüg­
lich zu unterrichten,

4 . Ermittlungen in den Mitgliedstaaten durch die Über­
mittlung aller sachdienlichen Informationen an die
nationalen Stellen zu unterstützen ,

5 . automatisierte Informationssammlungen zu unterhal­
ten , die Daten nach den Artikeln 8 , 10 und 11
enthalten .

( 2 ) Um über die nationalen Stellen die Zusammenarbeit
und die Leistungsfähigkeit der zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten im Rahmen der Ziele nach Artikel 2
Absatz 1 zu verbessern , hat Europol darüber hinaus
folgende weitere Aufgaben :

1 . die Spezialkenntnisse , die im Rahmen der Ermitt­
lungstätigkeit von den zuständigen Behörden der Mit­
gliedstaaten verwendet werden , zu vertiefen und Bera­
tung bei den Ermittlungen anzubieten ,

2 . strategische Erkenntnisse zu übermitteln , um einen
wirksamen und rationellen Einsatz der auf nationaler
Ebene für operative Aufgaben vorhandenen Ressour­
cen zu erleichtern und zu fördern ,

3 . Gesamtberichte über den Stand der Arbeit auszuarbei­
ten .

( 3 ) Darüber hinaus kann Europol im Rahmen seiner
Ziele nach Artikel 2 Absatz 1 nach Maßgabe seiner
personellen und haushaltsmäßigen Möglichkeiten und
innerhalb der vom Verwaltungsrat gesetzten Grenzen die
Mitgliedstaaten durch Beratung und Forschung auf fol­
genden Gebieten unterstützen :
1 . Fortbildung der Bediensteten der zuständigen Behör­
den,

2 . Organisation und materielle Ausstattung dieser Behör­
den,

3 . Methoden zur Verhütung von Straftaten ,
4 . kriminaltechnische und kriminalwissenschaftliche Me­
thoden sowie Ermittlungsmethoden .

Artikel 4

Nationale Stellen

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat errichtet oder bezeichnet eine
nationale Stelle , die mit der Wahrnehmung der in diesem
Artikel aufgezählten Aufgaben betraut wird .

( 2 ) Die nationale Stelle ist die einzige Verbindungsstelle
zwischen Europol und den zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten . Die Beziehungen zwischen der nationalen
Stelle und den zuständigen Behörden unterliegen dem
jeweiligen nationalen Recht, insbesondere dessen verfas­
sungsrechtlichen Vorschriften .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maß­
nahmen, um die Erfüllung der Aufgaben durch die natio­

Artikel 5

Verbindungsbeamte

( 1 ) Jede nationale Stelle entsendet mindestens einen Ver­
bindungsbeamten zu Europol . Die Zahl der Verbindungs­
beamten , die von den Mitgliedstaaten zu Europol ent­
sandt werden können, wird durch einen einstimmigen
Beschluß des Verwaltungsrates festgelegt ; dieser Beschluß
kann jederzeit vom Verwaltungsrat einstimmig abgeän­
dert werden . Vorbehaltlich besonderer Bestimmungen
dieses Übereinkommens unterliegen die Verbindungsbe­
amten dem nationalen Recht des entsendenden Mitglied­
staats .
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( 8 ) Den Verbindungsbeamten stehen die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlichen Vorrechte und Immunitä­
ten gemäß Artikel 41 Absatz 2 zu .

( 9 ) Europol stellt den Mitgliedstaaten für die Tätigkeit
der jeweiligen Verbindungsbeamten die notwendigen
Räume im Europol-Gebäude unentgeltlich zur Verfügung .
Alle weiteren Kosten , die im Zusammenhang mit der
Entsendung der Verbindungsbeamten entstehen, werden
von den entsendenden Mitgliedstaaten getragen; dies gilt
auch für die Kosten der Ausstattung der Verbindungsbe­
amten, soweit nicht der Verwaltungsrat im Rahmen der
Aufstellung des Haushaltsplans von Europol im Einzelfall
einstimmig eine abweichende Festlegung empfiehlt .

Artikel 6

( 2 ) Die Verbindungsbeamten sind von ihrer nationalen
Stelle beauftragt, deren Interessen innerhalb Europols im
Einklang mit dem nationalen Recht des entsendenden
Mitgliedstaats und unter Einhaltung der für den Betrieb
von Europol geltenden Bestimmungen zu vertreten .

( 3 ) Vorbehaltlich des Artikels 4 Absätze 4 und 5 unter­
stützen die Verbindungsbeamten im Rahmen der Ziele
nach Artikel 2 Absatz 1 den Informationsaustausch zwi­
schen den sie entsendenden nationalen Stellen und Euro­
pol , insbesondere durch

1 . Übermittlung von Informationen der entsendenden
nationalen Stelle an Europol ,

2 . Weiterleitung der Informationen von Europol an die
entsendende nationale Stelle und

3 . Zusammenarbeit mit den Bediensteten von Europol
durch Übermittlung von Informationen und Beratung
bei der Analyse der den entsendenden Mitgliedstaat
betreffenden Informationen .

(4 ) Gleichzeitig unterstützen die Verbindungsbeamten
nach Maßgabe des nationalen Rechts im Rahmen der
Ziele nach Artikel 2 Absatz 1 den Austausch von Infor­
mationen der nationalen Stellen und die Koordinierung
der Maßnahmen, die sich daraus ergeben .

( 5 ) Soweit dies für die Aufgabenerfüllung nach Absatz 3
erforderlich ist , haben die Verbindungsbeamten das Recht
zum Abruf aus den verschiedenen Dateien nach Maßgabe
der jeweils geltenden Bestimmungen, die in den entspre­
chenden Artikeln festgelegt sind .

( 6 ) Artikel 25 gilt entsprechend für die Tätigkeit der
Verbindungsbeamten .

( 7 ) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses
Übereinkommens werden die Rechte und Pflichten der
Verbindungsbeamten gegenüber Europol vom Verwal­
tungsrat einstimmig festgelegt .

Automatisierte Informationssammlungen

( 1 ) Europol unterhält automatisierte Informationssamm­
lungen , die sich zusammensetzen aus

1 . dem in Artikel 7 vorgesehenen Informationssystem
mit beschränktem und genau festgelegtem Inhalt, das
einen schnellen Nachweis über die bei den Mitglied­
staaten und Europol vorhandenen Informationen
ermöglicht,

2 . den in Artikel 10 vorgesehenen Arbeitsdateien , die für
unterschiedliche Dauer zu Zwecken der Analyse
errichtet werden und umfassende Informationen ent­
halten , und

3 . einem Indexsystem, das nach Maßgabe des Artikels
11 Angaben aus den Analysedateien nach Nummer 2
enthält .

( 2 ) Die von Europol geführten automatisierten Informa­
tionssammlungen dürfen auf keinen Fall an andere EDV­
Systeme mit Ausnahme des EDV-Systems der nationalen
Stellen angeschlossen werden .

TITEL II

INFORMATIONSSYSTEM

Der unmittelbare Zugriff der nationalen Stellen auf das
Informationssystem ist im Falle der in Artikel 8 Absatz 1
Nummer 2 bezeichneten Personen auf die Identitätsanga­
ben nach Artikel 8 Absatz 2 beschränkt . Die gesamten
Daten werden ihnen auf Antrag über die Verbindungsbe­
amten für eine bestimmte Ermittlung zugänglich
gemacht .

Artikel 7

Errichtung des Informationssystems
( 1 ) Zur Erfüllung seiner Aufgaben errichtet und unter­
hält Europol ein automatisiert geführtes Informationssy­
stem . In das System werden die Daten unmittelbar einge­
geben von den Mitgliedstaaten, vertreten durch die natio­
nalen Stellen und die Verbindungsbeamten, unter Beach­
tung ihrer innerstaatlichen Verfahren, und durch Europol
hinsichtlich der Daten, die von Drittstaaten und Drittstel­
len übermittelt wurden oder aus der Analysetätigkeit
hervorgegangen sind ; die nationalen Stellen , die Verbin­
dungsbeamten, der Direktor und die stellvertretenden
Direktoren sowie die dazu ordnungsgemäß ermächtigten
Europol-Bediensteten haben unmittelbaren Zugriff auf die
in dem Informationssystem gespeicherten Daten .

( 2 ) Europol ist

1 . zuständig für die Einhaltung der Bestimmungen über
die Zusammenarbeit und zur Führung des Informa­
tionssystems und

2 . verantwortlich für das ordnungsgemäße Funktionie­
ren des Informationssystems in technischer und
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betrieblicher Hinsicht . Europol trifft insbesondere alle
notwendigen Maßnahmen, um zu gewährleisten , daß
die in den Artikeln 21 und 25 genannten Maßnahmen
in bezug auf das Informationssystem ordnungsgemäß
durchgeführt werden .

( 3 ) In den Mitgliedstaaten ist die nationale Stelle für die
Kommunikation mit dem Informationssystem verant­
wortlich . Sie ist insbesondere für die Sicherheitsmaßnah­
men nach Artikel 25 in bezug auf die im Hoheitsgebiet
des betreffenden Mitgliedstaats genutzten Datenverarbei­
tungsanlagen , für die Überprüfung nach Artikel 21 und ,
soweit nach den Rechts- und Verwaltungsvorschriften
und Verfahren dieses Mitgliedstaats erforderlich , in son­
stiger Hinsicht für die ordnungsgemäße Durchführung
dieses Übereinkommens zuständig .

2 . Tatmittel , die verwendet wurden oder verwendet wer­
den könnten,

3 . die aktenführenden Dienststellen und deren Aktenzei­
chen ,

4 . Verdacht der Zugehörigkeit zu einer kriminellen
Organisation ,

5 . Verurteilungen, soweit sie Straftaten betreffen , die
nach Artikel 2 in den Zuständigkeitsbereich von
Europol fallen .

Diese Daten dürfen auch eingegeben werden, soweit sie
noch keinen Personenbezug aufweisen . Soweit Europol
Daten selbst eingibt, gibt es neben seinem Aktenzeichen
auch an, ob die Daten durch Dritte übermittelt wurden
oder Ergebnis der eigenen Analysetätigkeit sind .

( 4 ) Zusätzliche Informationen über die in Absatz 1
genannten Personengruppen, über die Europol und die
nationalen Stellen verfügen, können allen nationalen Stel­
len und Europol auf Antrag übermittelt werden . Die
nationalen Stellen übermitteln diese Information nach
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts .

Betreffen die zusätzlichen Informationen eine oder meh­
rere im Zusammenhang stehende Straftaten im Sinne des
Artikels 2 Absatz 3 Unterabsatz 2 , so werden die im
Informationssystem gespeicherten Daten mit einem Hin­
weis versehen, der darauf aufmerksam macht, daß es im
Zusammenhang stehende Straftaten gibt, damit die natio­
nalen Stellen und Europol Informationen über die im
Zusammenhang stehenden Straftaten austauschen kön­
nen .

( 5 ) Wird das Verfahren gegen den Betroffenen endgültig
eingestellt oder dieser rechtskräftig freigesprochen , so
sind die Daten , die von dieser Entscheidung betroffen
sind , zu löschen .

Artikel 8

Inhalt des Informationssystems

( 1 ) In dem Informationssystem dürfen ausschließlich die
für die Erfüllung der Aufgaben von Europol erforderli­
chen Daten — mit Ausnahme der Daten über die im
Zusammenhang stehenden Straftaten im Sinne von Arti­
kel 2 Absatz 3 Unterabsatz 2 — gespeichert , verändert
und genutzt werden . Es handelt sich um die Daten über

1 . Personen, die nach Maßgabe des nationalen Rechts
des betreffenden Mitgliedstaats einer Straftat oder der
Beteiligung an einer Straftat , für die Europol nach
Artikel 2 zuständig ist , verdächtigt werden oder die
wegen einer solchen Straftat verurteilt worden sind ,

2 . Personen , bei denen bestimmte schwerwiegende Tat­
sachen nach Maßgabe des nationalen Rechts die
Annahme rechtfertigen , daß sie Straftaten begehen
werden , für die Europol nach Artikel 2 zuständig ist .

( 2 ) Die Daten über Personen nach Absatz 1 dürfen nur
folgende Angaben umfassen :

1 . Name, Geburtsname, Vornamen, gegebenenfalls Ali­
asnamen,

2 . Geburtsdatum und Geburtsort ,

3 . Staatsangehörigkeit ,

4 . Geschlecht,

5 . soweit erforderlich, andere zur Identitätsfeststellung
geeignete Merkmale , insbesondere objektive und
unveränderliche körperliche Merkmale .

( 3 ) Neben den Daten nach Absatz 2 und dem Hinweis
auf Europol oder die eingebende nationale Stelle dürfen
folgende Angaben über Personen nach Absatz 1 in dem
Informationssystem gespeichert , verändert und genutzt
werden :

1 . Straftaten , Tatvorwürfe , Tatzeiten und Tatorte ,

Artikel 9

Berechtigung zum Zugriff auf das Informationssystem

( 1 ) Das Recht, unmittelbar Daten in das Informationssy­
stem einzugeben und aus diesem abzurufen, ist den
nationalen Stellen , den Verbindungsbeamten, dem Direk­
tor und den stellvertretenden Direktoren sowie den dazu
ordnungsgemäß ermächtigten Europol-Bediensteten vor­
behalten . Der Abruf von Daten ist zulässig, soweit dies
zur Aufgabenerfüllung im Einzelfall erforderlich ist , und
erfolgt nach Maßgabe der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften und Verfahren der abrufenden Stelle, sofern
dieses Übereinkommen keine weitergehenden Bestimmun­
gen enthält .

( 2 ) Nur die Stelle , die die Daten eingegeben hat, ist
befugt, diese zu verändern , zu berichtigen oder zu
löschen . Hat eine Stelle Anhaltspunkte dafür, daß Daten
nach Artikel 8 Absatz 2 unrichtig sind , oder will sie sie
ergänzen , so teilt sie dies umgehend der eingebenden
Stelle mit, die verpflichtet ist , diese Mitteilung unverzüg­
lich zu prüfen und erforderlichenfalls die Daten unverzüg­
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zu dieser Person eingegeben hat . Die Stelle , die die
Löschung beabsichtigt , unterrichtet hierüber die Stelle ,
auf die die datenschutzrechtliche Verantwortung über­
geht .

lieh zu verändern, zu ergänzen , zu berichtigen oder zu
löschen . Sind Daten nach Artikel 8 Absatz 3 zu einer
Person gespeichert , so kann jede Stelle weitere Daten
nach Artikel 8 Absatz 3 ergänzend eingeben . Stehen diese
in offenbarem Widerspruch zueinander , so stimmen sich
die betroffenen Stellen untereinander ab . Beabsichtigt eine
Stelle , die von ihr eingegebenen personenbezogenen Daten
nach Artikel 8 Absatz 2 insgesamt zu löschen und haben
andere Stellen zu dieser Person Daten nach Artikel 8
Absatz 3 gespeichert , so geht die datenschutzrechtliche
Verantwortung nach Artikel 15 Absatz 1 und das Recht
zur Veränderung , Ergänzung , Berichtigung und Löschung
hinsichtlich dieser Daten nach Artikel 8 Absatz 2 auf die
Stelle über , die als nächste Daten nach Artikel 8 Absatz 3

( 3 ) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des Abrufs ,
der Eingabe und der Veränderung im Informationssystem
trägt die abrufende , eingebende oder verändernde Stelle ;
diese Stelle muß feststellbar sein . Die Übermittlung von
Informationen zwischen den nationalen Stellen und den
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten richtet sich
nach dem nationalen Recht .

TITEL III

ARBEITSDATEIEN ZU ANALYSEZWECKEN

Artikel 10 Der Rat erläßt im Verfahren nach Titel VI des Vertrags
über die Europäische Union einstimmig die Durchfüh­
rungsbestimmungen zu den Dateien , die vom Verwal­
tungsrats ausgearbeitet werden und insbesondere genaue
Angaben über die in diesem Artikel vorgesehenen Arten
personenbezogener Daten enthalten , sowie die Bestim­
mungen über die Sicherheit dieser Daten und die interne
Kontrolle ihrer Verwendung .

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener
Daten

( 1 ) Soweit dies zur Erreichung der Ziele nach Artikel 2
Absatz 1 erforderlich ist , kann Europol in sonstigen
Dateien neben nicht personenbezogenen Daten auch
Daten, die die nachstehenden Personengruppen betreffen ,
in bezug auf Straftaten , für die Europol nach Artikel 2
Absatz 2 zuständig ist , einschließlich der für spezifische
Analysezwecke erforderlichen Daten zu damit im Zusam­
menhang stehenden Straftaten nach Artikel 2 Absatz 3
Unterabsatz 2 , speichern , verändern und nutzen :

1 . Personen nach Artikel 8 Absatz 1 ;

( 2 ) Diese Dateien werden zu Zwecken der Analyse , die
als Zusammenstellung , Verarbeitung oder Nutzung von
Daten zwecks LJnterstützung der kriminalpolizeilichen
Ermittlung zu verstehen ist , errichtet . Für jedes Analyse­
projekt wird eine Analysegruppe gebildet , in der entspre­
chend den in Artikel 3 Absätze 1 und 2 sowie in Artikel
5 Absatz 3 festgelegten Aufgaben und Aufträgen die
folgenden Teilnehmer eng zusammenarbeiten :

1 . die Analytiker und sonstige Bediensteten von Europol ,
die von der Europol-Leitung benannt werden . Nur die
Analytiker sind befugt , Daten in die jeweilige Datei
einzugeben und aus dieser abzurufen ,

2 . die Verbindungsbeamten und/oder Sachverständigen
der Mitgliedstaaten , von denen die Informationen
stammen oder die von der Analyse im Sinne des
Absatzes 6 betroffen sind .

2 . Personen , die bei Ermittlungen in den betreffenden
Straftaten oder bei einer künftigen Strafverfolgung als
Zeugen in Betracht kommen;

3 . Personen, die Opfer einer der betreffenden Straftaten
waren oder bei denen bestimmte Tatsachen die
Annahme rechtfertigen , daß sie Opfer einer solchen
Straftat werden können;

4 . Kontakt- und Begleitpersonen sowie

5 . Personen, die Informationen über die betreffende
Straftat liefern können .

Daten im Sinne des Artikels 6 Satz 1 des Übereinkom­
mens des Europarates vom 28 . Januar 1981 zum Schutz
des Menschen bei der automatischen Verarbeitung perso­
nenbezogener Daten dürfen nur erhoben, gespeichert und
verarbeitet werden , wenn sie für die Zwecke der betref­
fenden Datei unbedingt notwendig sind und wenn diese
Daten andere in derselben Datei enthaltene personenbe­
zogene Daten ergänzen . Es ist untersagt, unter Verletzung
der obengenannten Zweckbestimmung eine bestimmte
Personengruppe allein aufgrund der Daten im Sinne des
Artikels 6 Satz 1 des Übereinkommens des Europarates
vom 28 . Januar 1981 auszuwählen .

( 3 ) Auf P>suchen von Europol oder aus eigener Initiative
übermitteln die nationalen Stellen vorbehaltlich des Arti­
kels 4 Absatz 5 alle Informationen an Europol , die zur
Erfüllung seiner Aufgaben nach Artikel 3 Absatz 1 Num­
mer 2 erforderlich sind . Die Mitgliedstaaten übermitteln
die Daten nur , soweit diese auch nach dem jeweiligen
nationalen Recht zu Zwecken der Verhütung, Bekämp­
fung oder Analyse von Straftaten verarbeitet werden
dürfen .
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Die von den nationalen Stellen kommenden Daten kön­
nen den Analysegruppen je nach Empfindlichkeit unmit­
telbar auf jede geeignete Weise übermittelt werden; dies
kann über die jeweiligen Verbindungsbeamten oder auf
anderem Wege geschehen .

( 4 ) Erscheint es gerechtfertigt, daß über die Informatio­
nen nach Absatz 3 hinaus weitere Erkenntnisse für die
Erfüllung der Aufgaben von Europol nach Artikel 3
Absatz 1 Nummer 2 erforderlich sind , so kann Europol
1 . die Europäischen Gemeinschaften und die öffentlich­
rechtlichen Einrichtungen, die aufgrund der Verträge
zur Gründung dieser Gemeinschaften geschaffen wor­
den sind ,

2 . sonstige öffentlich-rechtliche Einrichtungen, die im
Rahmen der Europäischen Union geschaffen worden
sind ,

3 . Einrichtungen, die aufgrund einer Übereinkunft zwi­
schen zwei oder mehr Mitgliedstaaten der Europäi­
schen Union bestehen ,

4 . Drittstaaten ,

5 . internationale Organisationen und die ihnen zugeord­
neten öffentlich-rechtlichen Einrichtungen,

6 . sonstige öffentlich-rechtliche Einrichtungen, die auf­
grund einer Übereinkunft zwischen zwei oder mehr
Staaten bestehen , und

2 . der Mitgliedstaaten , die nach Befragung des Indexsy­
stems zu der Ansicht gelangen, daß sie Kenntnis von
den Informationen haben müssen , und die dies nach
den in Absatz 7 festgelegten Bedingungen geltend
machen .

( 7 ) Die entsprechend ermächtigten Verbindungsbeamten
melden diesen Informationsbedarf an . Jeder Mitgliedstaat
benennt und ermächtigt zu diesem Zweck eine begrenzte
Anzahl von Verbindungsbeamten . Er übermittelt dem
Verwaltungsrat die Liste dieser Verbindungsbeamten .

Der Verbindungsbeamte begründet den Informationsbe­
darf nach Absatz 6 in einem Schriftstück , das von der
ihm in seinem Staat vorgeordneten Behörde mit einem
Sichtvermerk versehen werden muß und allen Teilneh­
mern an der Analyse übermittelt wird . Er wird sodann
vollberechtigt an der laufenden Analyse beteiligt .

Werden in der Analysegruppe Einwände erhoben, so wird
die vollberechtigte Beteiligung so lange hinausgeschoben,
bis ein Vermittlungsverfahren durchgeführt worden ist ,
das drei aufeinanderfolgende Phasen umfassen kann :

1 . Die Teilnehmer an der Analyse bemühen sich, zu
einer Einigung mit dem Verbindungsbeamten zu
gelangen, der einen Informationsbedarf geltend
gemacht hat; hierfür stehen ihnen höchstens acht
Tage Zeit zur Verfügung .

2 . Kommt es zu keiner Einigung, so treten die Leiter der
betroffenen nationalen Stellen und die Europol­
Leitung binnen drei Tagen zusammen.

3 . Kommt es auch dann zu keiner Einigung, so treten die
Vertreter der betreffenden Parteien im Europol-Ver­
waltungsrat binnen acht Tagen zusammen . Verzichtet
der betreffende Mitgliedstaat nicht darauf, seinen
Informationsbedarf geltend zu machen, so wird seine
vollberechtigte Beteiligung durch einen im Konsens
gefaßten Beschluß wirksam .

( 8 ) Der Mitgliedstaat , der Daten an Europol weitergibt,
entscheidet allein über Grad und Änderung der Empfind­
lichkeit der Daten . Die Verbreitung oder operative Aus­
wertung von Analysedaten bedarf einer Absprache unter
den Teilnehmern an der Analyse . Insbesondere darf ein
Mitgliedstaat, der einer laufenden Analyse beitritt , Daten
nicht ohne die vorherige Zustimmung der zuerst betroffe­
nen Mitgliedstaaten verbreiten oder auswerten .

7 . die Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation

ersuchen, ihm entsprechende Informationen auf jede
geeignete Weise zu übermitteln . Europol kann ferner
Informationen entgegennehmen, die ihm die genannten
Einrichtungen von sich aus unter den gleichen Bedingun­
gen und auf den gleichen Wegen übermitteln . Der Rat
stellt hierfür im Verfahren nach Titel VI des Vertrags
über die Europäische Union nach Anhörung des Verwal­
tungsrates einstimmig die von Europol zu beachtenden
Regeln auf .

( 5 ) Soweit Europol in anderen Übereinkommen das
Recht zum Abruf im automatisierten Verfahren aus ande­
ren Informationssystemen eingeräumt wird , kann Europol
auf diesem Wege personenbezogene Daten abrufen , wenn
dies zur Erfüllung seiner Aufgaben nach Artikel 3 Absatz
1 Nummer 2 erforderlich ist .

( 6 ) Bei allgemeinen und strategischen Analysen werden
sämtliche Mitgliedstaaten über die Verbindungsbeamten
und/oder die Sachverständigen in vollem Umfang von den
Ergebnissen der Arbeiten in Kenntnis gesetzt , insbeson­
dere durch Übermittlung der von Europol erstellten
Berichte .

Geht es bei der Analyse um Einzelfälle , die nicht alle
Mitgliedstaaten betreffen, und dient sie unmittelbar ope­
rativen Zwecken, so nehmen Vertreter der folgenden
Mitgliedstaaten daran teil :
1 . der Mitgliedstaaten, von denen Informationen stam­
men, auf die hin die Errichtung der Analysedatei
beschlossen worden ist , oder die von den Informatio­
nen unmittelbar betroffen sind , sowie der Mitglied­
staaten , die von der Analysegruppe zu einem späteren
Zeitpunkt zur Teilnahme aufgefordert werden , weil
sie inzwischen ebenfalls betroffen sind ;

Artikel 11

Indexsystem

( 1 ) Für die in den Dateien nach Artikel 10 Absatz 1
gespeicherten Daten wird von Europol ein Indexsystem
erstellt .

( 2 ) Der Direktor , die stellvertretenden Direktoren, die
ordnungsgemäß ermächtigten Europol-Bediensteten und
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4 . Art der zu speichernden Daten und gegebenenfalls
diejenigen der in Artikel 6 Satz 1 des Übereinkom­
mens des Europarates vom 28 . Januar 1981 genann­
ten Daten , die unbedingt erforderlich sind ,

5 . Arten der personenbezogenen Daten , die der Erschlie­
ßung der Daten dienen ,

6 . Anlieferung oder Eingabe der zu speichernden
Daten,

7 . Voraussetzungen, unter denen in der Datei gespei­
cherte personenbezogene Daten an welche Empfänger
und in welchem Verfahren übermittelt werden dür­
fen ,

die Verbindungsbeamten simd befugt, das Indexsystem zu
konsultieren . Das Indexsystem muß so gestaltet sein, daß
für den abrufenden Verbindungsbeamten anhand der
abgerufenen Daten klar ersichtlich ist , daß die Dateien
nach Artikel 6 Absatz 1 Nummer 2 und Artikel 10
Absatz 1 Informationen enthalten , die seinen entsenden­
den Mitgliedstaat betreffen .

Die Zugriffsmöglichkeit des Verbindungsbeamten wird so
ausgestaltet , daß er die Möglichkeit hat, festzustellen , ob
eine Information gespeichert ist oder nicht, daß aber
Verknüpfungen und Rückschlüsse in bezug auf den Inhalt
der Dateien ausgeschlossen sind .

( 3 ) Die Einzelheiten der Ausgestaltung des Indexsystems
werden vom Verwaltungsrat einstimmig festgelegt .

8 . Prüffristen und Speicherungsdauer ,

Artikel 12

Errichtungsanordnung

9 . Protokollierung .

Die gemeinsame Kontrollinstanz nach Artikel 24 wird
vom Direktor von Europol unverzüglich über den Ent­
wurf einer solchen Errichtungsordnung unterrichtet und
erhält die entsprechenden Unterlagen , damit sie dem
Verwaltungsrat etwaige Bemerkungen , die sie für erfor­
derlich hält , übermitteln kann .

( 2 ) Ist es angesichts der Dringlichkeit nicht möglich , die
Zustimmung des Verwaltungsrates gemäß Absatz 1 einzu­
holen , so kann der Direktor von sich aus oder auf Antrag
der betroffenen Mitgliedstaaten die Errichtung einer Datei
im Wege einer mit Gründen versehenen Entscheidung
beschließen . Der Direktor teilt dies gleichzeitig den Mit­
gliedern des Verwaltungsrates mit . Sodann ist das Verfah­
ren nach Absatz 1 unverzüglich einzuleiten und so bald
wie möglich zum Abschluß zu bringen .

( 1 ) Europol hat für jede nach Artikel 10 bei ihm zur
Erfüllung seiner Aufgaben geführte automatisierte Datei
mit personenbezogenen Daten in einer Errichtungsanord­
nung, die der Zustimmung des Verwaltungsrates bedarf,
festzulegen :

1 . Bezeichnung der Datei ,

2 . Zweck der Datei ,

3 . Personenkreis , über den Daten gespeichert werden ,

TITEL IV

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN ZUR INFORMATIONSVERARBEITUNG

Artikel 13

Unterrrichtungspflicht

Europol unterrichtet die nationalen Stellen und auf deren
Wunsch deren Verbindungsbeamten unverzüglich über
die ihren Mitgliedstaat betreffenden Informationen und
die in Erfahrung gebrachten Zusammenhänge von Straf­
taten , für die Europol nach Artikel 2 zuständig ist .
Informationen und Erkenntnisse über andere Straftaten
von erheblicher Bedeutung , die Europol bei der Wahrneh­
mung seiner Aufgaben bekannt werden, dürfen ebenfalls
übermittelt werden .

Übereinkommens die erforderlichen Maßnahmen zur
Gewährleistung eines Datenschutzstandards , der zumin­
dest dem entspricht, der sich aus der Verwirklichung der
Grundsätze des Übereinkommens des Europarates vom
28 . Januar 1981 ergibt, und beachtet dabei die Empfeh­
lung R ( 87 ) 15 des Ministerkomitees des Europarates
vom 17 . September 1987 über die Nutzung personenbe­
zogener Daten im Polizeibereich .

( 2 ) Die in diesem Übereinkommen vorgesehene Über­
mittlung personenbezogener Daten darf erst beginnen ,
wenn in dem Hoheitsgebiet des jeweiligen , an der Über­
mittlung beteiligten Mitgliedstaats die nach Absatz 1
gebotenen datenschutzrechtlichen Regelungen in Kraft
getreten sind .

( 3 ) Europol beachtet bei der Erhebung, Verarbeitung
und Nutzung personenbezogener Daten die Grundsätze
des Übereinkommens des Europarates vom 28 . Januar
1981 und der Empfehlung Nr . R 87 ) 15 des Ministerko­
mitees des Europarates vom 17 . September 1987 .

Artikel 14

Datenschutzstandard

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat trifft spätestens bis zum Inkraf­
treten dieses Übereinkommens in seinem nationalen
Recht in bezug auf die Verarbeitung personenbezogener
Daten in Dateien im Rahmen der Anwendung dieses
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Europol beachtet diese Grundsätze auch bei den nicht
automatisierten Daten , die von Europol in Karteien fest­
gehalten werden , d . h . bei jedem strukturierten Bestand
personenbezogener Daten , der nach bestimmten Kriterien
zugänglich ist .

andere geeignete Weise mitgeteilten Daten dürfen von den
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten nur zu dem
Zweck übermittelt oder genutzt werden, die in den
Zuständigkeitsbereich von Europol fallende Kriminalität
und die sonstigen schwerwiegenden Formen der Krimi­
nalität zu verhüten und zu bekämpfen .

Die Verwendung der in Unterabsatz 1 genannten Daten
erfolgt nach Maßgabe des Rechts des Mitgliedstaats , dem
die verwendenden Stellen unterstehen .

Europol darf die Daten nach Absatz 1 nur zur Erfüllung
seiner Aufgaben nach Artikel 3 verwenden .

( 2 ) Teilt der übermittelnde Mitgliedstaat oder der Dritt­
staat oder die Drittstelle nach Artikel 10 Absatz 4 für
bestimmte Daten besondere Verwendungsbeschränkungen
mit , denen diese Daten in diesem Mitgliedstaat oder beim
Dritten unterliegen , so sind diese Beschränkungen auch
vom Verwender zu beachten , ausgenommen in dem
besonderen Eall , in dem das nationale Recht zu einer
Abweichung von den Verwendungsbeschränkungen zum
Nutzen der Gerichte , der an der Gesetzgebung beteiligten
Institutionen oder jeder anderen unabhängigen Stelle ver­
pflichtet , die gesetzlich geschaffen und mit der Kontrolle
der zuständigen nationalen Behörden im Sinne von Arti­
kel 2 Absatz. 4 beauftragt ist . In diesem Fall dürfen die
Daten nur nach vorheriger Konsultierung des übermit­
telnden Mitgliedstaats verwendet werden , dessen Interes­
sen und Standpunkte so weit wie möglich zu berücksich­
tigen sind .

( 3 ) Die Verwendung der Daten für andere Zwecke oder
durch andere Behörden als diejenigen nach Artikel 2 ist
nur nach vorheriger Genehmigung durch den Mitglied­
staat , der die Daten übermittelt hat , möglich , soweit das
nationale Recht dieses Mitgliedsstaats dies zuläßt .

Artikel 15

Datenschutzrechtliche Verantwortung

( 1 ) Die datenschutzrechtliche Verantwortung für die bei
Europol aufbewahrten Daten , namentlich für die Recht­
mäßigkeit der Erhebung, der Übermittlung an F,uropol
und der Eingabe sowie für die Richtigkeit und Aktualität
der Daten und die Prüfung der Speicherungsfristen ,
obliegt vorbehaltlich anderer Bestimmungen dieses Uber­
einkommens

1 . dem Mitgliedstaat , der die Daten eingegeben oder
übermittelt hat ,

2 . Europol hinsichtlich der Daten , die ihm durch Dritte
übermittelt wurden oder die Ergebnis der Analysetä­
tigkeit von Europol sind .

( 2 ) Darüber hinaus ist Europol vorbehaltlich anderer
Bestimmungen dieses Übereinkommens für alle bei Euro­
pol eingegangenen und von Europol verarbeiteten Daten
verantwortlich , die in dem Informationssystem nach Arti­
kel 8 , in den zu Analysezwecken errichteten Dateien nach
Artikel 10 oder in dem Indexsystem nach Artikel 11 oder
in den Karteien nach Artikel 14 Absatz 3 gespeichert
sind .

( 3 ) Europol speichert die Daten in der Weise , daß fest­
stellbar ist , durch welchen Mitgliedstaat oder Dritten die
Daten übermittelt wurden oder ob sie F>gebnis der Ana­
lysetätigkeit von Europol sind .

Artikel 18Artikel 16

Protokollierungsregelung

Europol protokolliert durchschnittlich mindestens jeden
zehnten , im Informationssystem nach Artikel 7 jeden
Abruf von personenbezogenen Daten zur Kontrolle der
Zulässigkeit der Abrufe . Die Protokolldaten dürfen nur
zu dem genannten Zweck von Europol und den in den
Artikeln 23 und 24 genannten Kontrollinstanzen verwen­
det werden und sind nach sechs Monaten zu löschen , es
sei denn , die Daten werden für eine laufende Kontrolle
weiterhin benotigt . Das Nähere regelt der Verwaltungsrat
nach Anhörung der gemeinsamen Kontrollinstanz .

Datenübermittlung an Drittstaaten und Drittstellen

( 1 ) t^uropol kann bei ihm aufbewahrte personenbezo­
gene Daten an Drittstaaten und Drittstellen im Sinne von
Artikel 10 Absatz 4 nach Maßgabe des Absatzes 4
übermitteln , wenn

1 . dies in Einzelfällen zur Verhütung oder Bekämpfung
von Straftaten , für die Europol nach Artikel 2 zustän­
dig ist , erforderlich ist ,

2 . in diesem Staat oder dieser Stelle ein angemessener
Datenschutzstandard gewährleistet ist ,

3 . dies nach den allgemeinen Regelungen im Sinne des
Absatzes 2 zulässig ist .

( 2 ) Der Rat legt im Verfahren nach Titel VI des Vertrags
über die Europäische Union unter Berücksichtigung der in
Absatz 3 genannten Umstände einstimmig allgemeine
Regeln für die Übermittlung von personenbezogenen

Artikel 17

Verwendungsregelung

( 1 ) Personenbezogene Daten , die aus dem Informations­
system , dem Indexsystem oder den zu Analysezwecken
errichteten Dateien abgerufen werden , und die auf jede
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Daten durch Europol an die Drittstaaten und Drittstellen
im Sinne von Artikel 10 Absatz 4 fest . Der Verwaltungs­
rat bereitet die Entscheidung des Rates vor und hört die
gemeinsame Kontrollinstanz nach Artikel 24 an .

( 3 ) Die Angemessenheit des Datenschutzstandards , den
die Drittstaaten und Drittstellen im Sinne von Artikel 10
Absatz 4 bieten , wird unter Berücksichtigung aller
Umstände beurteilt , die bei der Übermittlung von perso­
nenbezogenen Daten eine Rolle spielen , insbesondere wer­
den

1 . die Art der Daten,

2 . die Zweckbestimmung,

3 . die Dauer der geplanten Verarbeitung sowie
4 . die für die Drittstaaten und Drittstellen im Sinne von
Artikel 10 Absatz 4 geltenden allgemeinen oder spe­
ziellen Bestimmungen

berücksichtigt .

nationale Behörde richten , die Europol sodann unverzüg­
lich damit befaßt und dem Antragsteller mitteilt , daß er
direkt von Europol eine Antwort erhalten wird .

( 2 ) Der Antrag ist von Europol binnen drei Monaten
nach Eingang bei der zuständigen nationalen Behörde des
Mitgliedstaats vollständig zu bearbeiten .

( 3 ) Der Anspruch einer Person auf Auskunft über die sie
betreffenden Daten oder auf Veranlassung einer Überprü­
fung dieser Daten wird nach Maßgabe des Rechts des
Mitgliedstaats geltend gemacht, bei dem er erhoben wird ;
dabei sind folgende Bestimmungen zu berücksichtigen :

Ist eine Mitteilung über die Daten im Recht des befaßten
Mitgliedstaats vorgesehen , so wird diese verweigert ,
soweit dies erforderlich ist

1 . für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben von
Europol ,

2 . zum Schutz der Sicherheit der Mitghedstaaten und der
öffentlichen Ordnung oder zur Bekämpfung von
Straftaten ,

3 . zum Schutz der Rechte und Freiheiten Dritter ,

und deswegen das Interesse der von der Auskunftsertei­
lung betroffenen Personen zurücktreten muß .

( 4 ) Das Recht auf eine Mitteilung wird nach Maßgabe
des Absatzes 3 nach folgenden Verfahren ausgeübt :

1 . Was die im Informationssystem nach Artikel 8 gespei­
cherten Daten betrifft , so darf ihre Mitteilung nur
beschlossen werden , wenn der Mitghedstaat, der die
Daten eingegeben hat, und die Mitgliedstaaten , die
von dieser Mitteilung unmittelbar betroffen sind ,
zuvor Gelegenheit zu einer Stellungnahme hatten , die
bis zur Ablehnung der Mitteilung reichen kann . Die
mitteilbaren Daten sowie die Modalitäten der Mittei­
lung werden von dem Mitghedstaat angegeben , der
die Daten eingegeben hat .

2 . Was die von Europol im Informationssystem gespei­
cherten Daten betrifft , so müssen die von dieser
Mitteilung unmittelbar betroffenen Mitgliedstaaten
zuvor Gelegenheit zu einer Stellungnahme gehabt
haben , die bis zur Ablehnung der Mitteilung reichen
kann .

3 . Was die Daten betrifft , die in den zu Analysezwecken
errichteten Arbeitsdateien nach Artikel 10 gespeichert
sind , so bedarf ihre Mitteilung einer Konsensentschei­
dung von Europol und den an der Analyse beteiligten
Mitgliedstaaten im Sinne von Artikel 10 Absatz 2 und
des oder der von dieser Mitteilung unmittelbar betrof­
fenen Mitgliedstaaten .

Eehnen ein oder mehrere Mitgliedstaaten oder Europol
die Mitteilung über die Daten ab , so teilt Europol dem
Antragsteller mit , daß eine Überprüfung vorgenommen

(4 ) Sind die genannten Daten von einem Mitgliedstaat
an Europol übermittelt worden, so darf Europol diese nur
mit Zustimmung des Mitgliedstaats an Drittstaaten oder
Drittstellen übermitteln . Der Mitgliedstaat kann zu die­
sem Zweck eine vorherige allgemeine oder eingeschränkte
Zustimmung erteilen , die jederzeit widerrufbar ist .

Sind die Daten nicht von einem Mitgliedstaat übermittelt
worden , so vergewissert sich Europol , daß durch deren
Übermittlung

1 . die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständig­
keit eines Mitgliedstaats liegenden Aufgaben nicht
gefährdet werden ,

2 . weder die öffentliche Sicherheit und Ordnung eines
Mitgliedstaats gefährdet werden noch ihm sonst
Nachteile entstehen können .

( 5 ) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über­
mittlung trägt Europol . Europol hat die Übermittlung
und ihren Anlaß aufzuzeichnen . Die Übermittlung ist nur
zulässig , wenn der Empfänger zusagt, daß die Daten nur
zu dem Zweck genutzt werden , zu dem sie übermittelt
worden sind . Dies gilt nicht für die Übermittlung der
erforderlichen personenbezogenen Daten im Rahmen
einer Anfrage von Europol .

( 6 ) Sofern die Übermittlung nach Absatz 1 geheimhal­
tungsbedürftige Informationen betrifft , ist sie nur zuläs­
sig , soweit ein Geheimschutzabkommen zwischen Euro­
pol und dem Empfänger besteht .

Artikel 19

Auskunftsanspruch

( 1 ) Jede Person , die ihren Anspruch auf Auskunft über
die sie betreffenden , bei Europol gespeicherten Daten
geltend machen oder diese Daten überprüfen lassen
möchte , kann zu diesem Zweck in dem Mitghedstaat
ihrer Wahl kostenlos einen Antrag an die zuständige
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worden ist , ohne dabei Hinweise zu geben, denen der
Antragsteller entnehmen könnte , daß zu seiner Person
Daten vorliegen .

( 5 ) Das Recht auf Überprüfung wird nach folgendem
Verfahren ausgeübt :

Ist nach dem geltenden nationalen Recht die Mitteilung
über die Daten nicht vorgesehen oder handelt es sich um
einen einfachen Antrag auf Überprüfung, so nimmt Euro­
pol in engem Benehmen mit den betroffenen nationalen
Behörden die Überprüfung vor und teilt dem Antragstel­
ler mit , daß die Überprüfung vorgenommen worden ist ,
ohne dabei Hinweise zu geben , denen der Antragsteller
entnehmen könnte , daß zu seiner Person Daten vorlie­
gen .

( 6 ) In der Antwort auf einen Antrag auf Auskunft über
die Daten oder auf deren Überprüfung teilt Europol dem
Antragsteller mit , daß er bei der gemeinsamen Kontrollin­
stanz Beschwerde einlegen kann , wenn ihn die Entschei­
dung nicht befriedigt . Der Antragsteller kann ferner die
gemeinsame Kontrollinstanz befassen , wenn sein Antrag
nicht innerhalb der in diesem Artikel festgelegten Frist
beantwortet worden ist .

( 7 ) Legt der Antragsteller Beschwerde bei der gemeinsa­
men Kontrollinstanz nach Artikel 24 ein , so wird die
Beschwerde von dieser Instanz geprüft .

Betrifft die Beschwerde die Mitteilung über die von einem
Mitgliedstaat in das Informationssystem eingegebenen
Daten, so trifft die gemeinsame Kontrollinstanz ihre Ent­
scheidung nach dem nationalen Recht des Mitgliedstaats ,
bei dem der Antrag eingereicht wurde . Die gemeinsame
Kontrollinstanz konsultiert zuvor die nationale Kontroll­
instanz oder das zuständige Gericht des Mitgliedstaats ,
von dem die Daten stammen . Die nationale Kontrollin­
stanz oder das zuständige Gericht nimmt die notwendigen
Überprüfungen vor , damit vor allem festgestellt wird , ob
die ablehnende Entscheidung im Einklang mit Absatz 3
und Absatz 4 Unterabsatz 1 getroffen wurde . In diesem
Fall wird die Entscheidung, die bis zur Ablehnung der
Mitteilung reichen kann, von der gemeinsamen Kontroll­
instanz in engem Benehmen mit der nationalen Kontroll­
instanz oder dem zuständigen Gericht getroffen .

Betrifft die Beschwerde die Mitteilung über die von
Europol in das Informationssystem eingegebenen Daten
oder Daten in den zu Analysezwecken errichteten Arbeits­
dateien und bleibt Europol oder ein Mitgliedstaat bei
seiner Ablehnung, so kann sich die gemeinsame Kontroll­
instanz nach Anhörung von Europol oder des betreffen­
den Mitgliedstaats über deren Einwände nur mit der
Zweidrittelmehrheit ihrer Mitglieder hinwegsetzen . Wird
diese Mehrheit nicht erreicht, so teilt die gemeinsame
Kontrollinstanz dem Antragsteller mit , daß eine Überprü­
fung vorgenommen worden ist , ohne dabei Hinweise zu
geben , denen der Antragsteller entnehmen könnte , daß zu
seiner Person Daten vorliegen .

Betrifft die Beschwerde die Überprüfung von Daten , die
ein Mitgliedstaat in das Informationssystem eingegeben

hat, so vergewissert sich die gemeinsame Kontrollinstanz
in engem Benehmen mit der nationalen Kontrollinstanz
des Mitgliedstaats , der die Daten eingegeben hat, daß die
erforderliche Überprüfung ordnungsgemäß durchgeführt
worden ist . Die gemeinsame Kontrollinstanz teilt dem
Antragsteller mit , daß eine Überprüfung vorgenommen
worden ist, ohne dabei Hinweise zu geben, denen der
Antragsteller entnehmen könnte , daß zu seiner Person
Daten vorliegen .

Betrifft die Beschwerde die Überprüfung von Daten, die
Europol in das Informationssystem eingegeben hat, oder
Daten in den zu Analysezwecken errichteten Arbeitsda­
teien , so vergewissert sich die gemeinsame Kontrollin­
stanz , daß die erforderliche Überprüfung von Europol
ordnungsgemäß durchgeführt worden ist . Die gemein­
same Kontrollinstanz teilt dem Antragsteller mit, daß eine
Überprüfung vorgenommen worden ist , ohne dabei Hin­
weise zu geben , denen der Antragsteller entnehmen
könnte , daß zu seiner Person Daten vorliegen .

( 8 ) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend
für die nicht automatisierten Daten, die von Europol in
Karteien festgehalten werden, d . h . für jeden strukturier­
ten Bestand personenbezogener Daten, der nach festgeleg­
ten Kriterien zugänglich ist .

Artikel 20

Berichtigung und Löschung von Daten

( 1 ) Erweist sich , daß bei Europol gespeicherte Daten , die
von Drittstaaten oder Drittstellen übermittelt wurden
oder die sich aus seiner Analysetätigkeit ergeben, unrich­
tig sind oder daß ihre Eingabe oder Speicherung im
Widerspruch zu diesem Übereinkommen steht , so hat
Europol diese Daten zu berichtigen oder zu löschen .

( 2 ) Werden unrichtige Daten oder Daten , die im Wider­
spruch zu diesem Übereinkommen stehen, von den Mit­
gliedstaaten bei Europol unmittelbar eingegeben , so
haben die betreffenden Staaten diese Daten in Abstim­
mung mit Europol zu berichtigen oder zu löschen . Wer­
den unrichtige Daten in einer anderen geeigneten Weise
übermittelt oder ist die Unrichtigkeit der von den Mit­
gliedstaaten gelieferten Daten auf eine fehlerhafte oder im
Widerspruch zu diesem Übereinkommen stehende Über­
mittlung zurückzuführen oder beruht sie darauf, daß
F'uropol diese Daten in unrichtiger oder im Widerspruch
zu diesem Übereinkommen stehender Weise eingegeben ,
berücksichtigt oder gespeichert hat , so hat Europol diese
Daten in Abstimmung mit den betreffenden Mitgliedstaa­
ten zu berichtigen oder zu löschen .

( 3 ) In den in den Absätzen 1 und 2 genannten Fällen
werden alle Empfänger dieser Daten unverzüglich unter­
richtet . Diese sind verpflichtet , die betreffenden Daten
ebenfalls zu berichtigen oder zu löschen .

( 4 ) Jede Person ist berechtigt , Europol zu ersuchen , sie
betreffende fehlerhafte Daten zu berichtigen oder zu
löschen .

Europol unterrichtet den Antragsteller von der Berichti­
gung oder Löschung der ihn betreffenden fehlerhaften
Daten . Befriedigt die Antwort von Europol den Antrag­
steller nicht oder hat er binnen drei Monaten keine
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Antwort erhalten, so kann er die gemeinsame Kontrollin­
stanz befassen .

Artikel 21

Speicherungs- und Löschungsfristen für Dateien

( 1 ) Daten in Dateien sind nur so lange bei Europol zu
speichern , wie dies zur Erfüllung der Aufgaben von
Europol erforderlich ist . Spätestens drei Jahre nach ihrer
Einspeicherung ist die Erforderlichkeit der weiteren Spei­
cherung zu überprüfen . Die Überprüfung der im Informa­
tionssystem gespeicherten Daten und deren Löschung
erfolgt durch die eingebende Stelle . Die Überprüfung der
in den sonstigen Dateien bei Europol gespeicherten Daten
und deren Löschung wird durch Europol vorgenommen .
Europol weist die Mitgliedstaaten mit einem Vorlauf von
drei Monaten automatisch auf den Ablauf ihrer Speiche­
rungsprüffristen hin .

( 2 ) Bei der Überprüfung können sich die in Absatz 1
Sätze 3 und 4 genannten Stellen für eine Fortsetzung der
Speicherung der Daten bis zur nächsten Überprüfung
entscheiden , wenn dies für die Erfüllung der Aufgaben
von Europol weiterhin erforderlich ist . Entscheiden sie
sich nicht für eine weitere Speicherung , so werden die
Daten automatisch gelöscht .

( 3 ) Die Speicherung personenbezogener Daten von Per­
sonen nach Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 Nummer 1
darf insgesamt drei Jahre nicht überschreiten . Die Frist
beginnt jeweils mit dem Tag neu zu laufen , an dem ein
Ereignis eintritt, das zur Speicherung von Daten zu dieser
Person führt . Die Erforderlichkeit der weiteren Speiche­
rung ist jährlich zu überprüfen , die Überprüfung ist zu
dokumentieren .

( 4 ) Löscht ein Mitgliedstaat in seinen nationalen Dateien
an Europol übermittelte Daten, die in den sonstigen
Dateien bei Europol gespeichert sind , so teilt er dies
Europol mit . Europol löscht in diesem Fall die Daten, es
sei denn , an diesen besteht ein weitergehendes Interesse
von Europol , das auf Erkenntnissen beruht, die über
diejenigen hinausgehen, die der übermittelnde Mitglied­
staat besitzt . Europol teilt eine Fortdauer der Speicherung
dieser Daten dem entsprechenden Mitgliedstaat mit .

( 5 ) Die Löschung unterbleibt, soweit schutzwürdige
Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden . In die­
sem Fall dürfen die Daten nur noch mit Einwilligung des
Betroffenen verwendet werden .

den, ist auf ihnen zu vermerken , daß jegliche Verwen­
dung untersagt ist .

Die Vernichtung einer Akte kann unterbleiben , wenn
Grund zu der Annahme besteht , daß andernfalls legitime
Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden . In die­
sem Fall ist auf der Akte ebenfalls der Vermerk anzubrin­
gen , daß jegliche Verwendung untersagt ist .

( 2 ) Erweist sich , daß Daten in Akten von Europol
unrichtig sind , so hat Europol diese zu berichtigen .

( 3 ) Jede Person , die von einer Akte von Europol betrof­
fen ist , kann gegenüber Europol ein Recht auf Berichti­
gung, Aktenvernichtung oder Aufnahme eines Vermerks
geltend machen . Artikel 20 Absatz 4 und Artikel 24
Absätze 2 und 7 gelten entsprechend .

Artikel 2.3

Nationale Kontrollinstanz

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat bezeichnet eine nationale Kon­
trollinstanz , deren Aufgabe darin besteht, nach Maßgabe
des jeweiligen nationalen Rechts die Zulässigkeit der
Eingabe und des Abrufs personenbezogener Daten sowie
jedweder Übermittlung dieser Daten an Europol durch
diesen Mitgliedstaat unabhängig zu überwachen und zu
prüfen, ob hierdurch die Rechte der Personen verletzt
werden . Zu diesem Zweck hat die Kontrollinstanz nach
den einschlägigen nationalen Verfahren über die nationa­
len Stellen oder die Verbindungsbeamten Zugriff auf die
von dem Mitgliedstaat eingegebenen Daten , die im Infor­
mationssystem und im Indexsystem enthalten sind .

Zur Durchführung ihrer Kontrollen haben die nationalen
Kontrollinstanzen Zugang zu den Diensträumen und zu
den Akten der jeweiligen zu Europol entsandten Verbin­
dungsbeamten .

Ferner kontrollieren die nationalen Kontrollinstanzen
nach den einschlägigen nationalen Verfahren die Tätigkeit
der nationalen Stellen nach Artikel 4 Absatz 4 sowie die
Tätigkeit der Verbindungsbeamten nach Artikel 5 Absatz
3 Nummern 1 , 2 und 3 und Absätze 4 und 5 , soweit
diese Tätigkeit den Schutz der personenbezogenen Daten
betrifft .

( 2 ) Jede Person hat das Recht, die nationale Kontrollin­
stanz zu ersuchen, die Zulässigkeit der Eingabe und
jedweder Übermittlung von sie betreffenden Daten an
Europol sowie des Abrufs dieser Daten durch den jeweili­
gen Mitgliedstaat zu prüfen .

Dieses Recht wird nach Maßgabe des nationalen Rechts
des Mitgliedstaats , an dessen nationale Kontrollinstanz
das Ersuchen gerichtet wird , ausgeübt .

Artikel 24

Gemeinsame Kontrollinstanz

( 1 ) Es wird eine unabhängige gemeinsame Kontrollin­
stanz eingesetzt , deren Aufgabe darin besteht, nach Maß­

Artikel 22

Aufbewahrung und Berichtigung von Daten in Akten

( 1 ) Erweist sich , daß eine von Europol geführte Akte in
ihrer Gesamtheit oder Daten in dieser Akte für die
Erfüllung der Aufgaben von Europol nicht mehr erforder­
lich sind oder stehen diese Informationen insgesamt im
Widerspruch zu diesem Übereinkommen, so sind die Akte
oder die betreffenden Daten zu vernichten . Solange diese
Akte oder diese Daten nicht tatsächlich vernichtet wer­
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Verfahrens auf dem laufenden . Im Falle von Schwierigkei­
ten befaßt die gemeinsame Kontrollinstanz den Verwal­
tungsrat .

( 6 ) Die gemeinsame Kontrollinstanz erstellt in regelmä­
ßigen Abständen Tätigkeitsberichte . Diese werden im
Verfahren nach Titel VI des Vertrags über die Europäi­
sche Union dem Rat übermittelt ; zuvor erhält der Verwal­
tungsrat Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme, die
dem Bericht beigefügt wird .

Die gemeinsame Kontrollinstanz entscheidet über die Ver­
öffentlichung ihres Tätigkeitsberichts und legt gegebenen­
falls die entsprechenden Modalitäten fest .

( 7 ) Die gemeinsame Kontrollinstanz gibt sich durch ein­
stimmigen Beschluß eine Geschäftsordnung. Diese wird
dem Rat zur einstimmigen Billigung unterbreitet . Die
gemeinsame Kontrollinstanz setzt einen Ausschuß ein , in
dem jede Delegation mit einem Mitglied vertreten ist, das
bei Abstimmungen jeweils eine Stimme hat . Dieser Aus­
schuß hat die Aufgabe , die Beschwerden nach Artikel 19
Absatz 7 und Artikel 20 Absatz 4 in jeder geeigneten
Weise zu prüfen . Sofern sie dies verlangen , werden die
Parteien, die auf Wunsch einen Berater hinzuziehen kön­
nen , von diesem Ausschuß angehört . Die in diesem Rah­
men getroffenen Entscheidungen sind gegenüber allen
betroffenen Parteien rechtskräftig .

( 8 ) Sie kann ferner eine oder mehrere Kommissionen
einsetzten .

( 9 ) Sie wird zu dem sie betreffenden Teil des Haushalts­
plans konsultiert . Ihre Stellungnahme wird dem jeweiligen
Entwurf des Haushaltsplans beigefügt .

( 10 ) Sie wird von einem Sekretariat unterstützt , dessen
Aufgaben in der Geschäftsordnung festgelegt werden .

gäbe dieses Übereinkommens die Tätigkeit von Europol
daraufhin zu überprüfen , ob durch die Speicherung, die
Verarbeitung und die Nutzung der bei Europol vorhande­
nen Daten die Rechte der Personen verletzt werden .
Darüber hinaus kontrolliert die gemeinsame Kontrollin­
stanz die Zulässigkeit der Übermittlung der von Europol
stammenden Daten . Die gemeinsame Kontrollinstanz
setzt sich aus höchstens zwei Mitgliedern oder Vertretern
jeder nationalen Kontrollinstanz zusammen ; diese werden
gegebenenfalls von Stellvertretern unterstützt und von
jedem Mitgliedstaat für fünf Jahre ernannt . Sie bieten
jede Gewähr für Unabhängigkeit und besitzen die nötige
Befähigung . Jede Delegation hat bei Abstimmungen eine
Stimme .

Die gemeinsame Kontrollinstanz benennt aus ihren Rei­
hen einen Präsidenten .

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nehmen die Mit­
glieder der gemeinsamen Kontrollinstanz von keiner
Behörde Weisungen entgegen .

( 2 ) Europol ist verpflichtet , die gemeinsame Kontrollin­
stanz bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen .
Insbesondere hat Europol

1 . der gemeinsamen Kontrollinstanz die erbetenen Aus­
künfte zu erteilen , ihr Einsicht in alle Unterlagen und
Akten sowie Zugriff auf die gespeicherten Daten zu
gewähren ,

2 . ihr jederzeit ungehindert Zutritt zu allen Diensträu­
men zu gewähren

3 . die Entscheidungen der gemeinsamen Kontrollinstanz
über Beschwerden nach Artikel 19 Absatz 7 und
Artikel 20 Absatz 4 auszuführen .

( 3 ) Die gemeinsame Kontrollinstanz ist auch zuständig
für die Prüfung von Anwendungs- und Auslegungsfragen
im Zusammenhang mit der Tätigkeit von Europol bei der
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten , für
die Prüfung von Fragen im Zusammenhang mit den von
den nationalen Kontrollinstanzen der Mitgliedstaaten
unabhängig vorgenommenen Kontrollen oder mit der
Geltendmachung des Auskunftsanspruchs sowie für die
Erarbeitung harmonisierter Vorschläge im Hinblick auf
gemeinsame Lösungen für die bestehenden Probleme .

( 4 ) Jede Person hat das Recht, die gemeinsame Kontroll­
instanz zu ersuchen , die Zulässigkeit und die Richtigkeit
einer etwaigen Speicherung , Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung von sie betreffenden Daten bei Europol zu
überprüfen .

( 5 ) Stellt die gemeinsame Kontrollinstanz Verstöße gegen
die Bestimmungen dieses Übereinkommens bei der Spei­
cherung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener
Daten fest , so richtet sie entsprechende von ihr als
notwendig angesehene Bemerkungen an den Direktor von
Europol und fordert ihn auf, innerhalb einer von ihr
festgelegten Frist auf diese Bemerkungen zu antworten .
Der Direktor hält den Verwaltungsrat in allen Phasen des

Artikel 25

Datensicherheit

( 1 ) FLuropol hat die technischen und organisatorischen
Maßnahmen zu treffen , die erforderlich sind , um die
Ausführung dieses Übereinkommens zu gewährleisten .
Erforderlich sind Maßnahmen nur , wenn ihr Aufwand in
einem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten
Schutzzweck steht .

( 2 ) Jeder Mitgliedstaat und Europol treffen im Hinblick
auf die automatisierte Datenverarbeitung bei Europol
Maßnahmen, die geeignet sind

1 . Unbefugten den Zugang zu Datenverarbeitungsanla­
gen , mit denen personenbezogene Daten verarbeitet
werden , zu verwehren (Zugangskontrolle ),
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2 . zu verhindern, daß Datenträger unbefugt gelesen ,
kopiert , verändert oder entfernt werden können (Da­
tenträgerkontrolle ) ,

3 . die unbefugte Eingabe in den Speicher sowie die
unbefugte Kenntnisnahme, Veränderung und Lö­
schung gespeicherter personenbezogener Daten zu
verhindern ( Speicherkontrolle ),

4 . zu verhindern , daß automatisierte Datenverarbei­
tungssysteme mit Hilfe von Einrichtungen zur Daten­
übertragung von Unbefugten genutzt werden können
(Benutzerkontrolle ) ,

5 . zu gewährleisten , daß die zur Benutzung eines auto­
matisierten Datenverarbeitungssystems Berechtigten
ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung
unterliegenden Daten zugreifen können (Zugriffs­
kontrolle ),

6 . zu gewährleisten , daß überprüft und festgestellt wer­
den kann , an welche Stellen personenbezogene Daten
durch Einrichtungen zur Datenübertragung übermit­
telt werden können (Übermittlungskontrolle ),

7 . zu gewährleisten , daß nachträglich überprüft und
festgestellt werden kann, welche personenbezogenen
Daten zu welcher Zeit und von wem in automati­
sierte Datenverarbeitungssysteme eingegeben worden
sind (Eingabekontrolle ),

8 . zu verhindern , daß bei der Übertragung personenbe­
zogener Daten sowie beim Transport von Datenträ­
gern die Daten unbefugt gelesen , kopiert , verändert
oder gelöscht werden können (Transportkontrolle ),

9 . zu gewährleisten , daß eingesetzte Systeme im Stö­
rungsfalle unverzüglich wiederhergestellt werden
können (Wiederaufbereitung ) und

10 . zu gewährleisten , daß die Funktionen des Systems
fehlerfrei ablaufen , auftretende Fehlfunktionen un­
verzüglich gemeldet werden (Verläßlichkeit ) und
gespeicherte Daten nicht durch Fehlfunktionen des
Systems verfälscht werden (Unverfälschtheit ).

TITEL V

RECHTSSTATUS, ORGANISATION UND FINANZBESTIMMUNGEN

Artikel 26

Rechtsfähigkeit

Artikel 28

Verwaltungsrat

( 1 ) Europol verfügt über einen Verwaltungsrat . Der Ver­
waltungsrat

( 1 ) Europol besitzt Rechtspersönlichkeit .

( 2 ) Europol besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestge­
hende Rechts - und Geschäftsfähigkeit, die juristischen
Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt wird .
Europol kann insbesondere bewegliches oder unbewegli­
ches Vermögen erwerben und veräußern und vor Gericht
auftreten .

( 3 ) Europol ist befugt, mit dem Königreich der Nieder­
lande ein Sitzabkommen und mit Drittstaaten und Dritt­
stellen im Sinne von Artikel 10 Absatz 4 die nach Artikel
1 8 Absatz 6 erforderlichen Geheimschutzabkommen
sowie sonstige Vereinbarungen im Rahmen der vom Rat
auf der Grundlage dieses Übereinkommens und des Titels
VI des Vertrags über die Europäische Union einstimmig
festgelegten Regeln zu schließen .

1 . wirkt an der Erweiterung der Ziele von Europol mit
(Artikel 2 Absatz 2 ),

2 . legt die Rechte und Pflichten der Verbindungsbeam­
ten gegenüber Europol einstimmig fest (Artikel 5 ),

3 . entscheidet einstimmig über die Zahl der Verbin­
dungsbeamten , die die Mitgliedstaaten zu Europol
entsenden können (Artikel 5 ),

4 . sorgt für die Ausarbeitung der Durchführungsbe­
stimmungen zu den Dateien (Artikel 10 ),

5 . wirkt am Erlaß der Regeln für die Beziehungen
zwischen Europol und Drittstaaten bzw . Drittstellen
im Sinne von Artikel 10 Absatz 4 mit (Artikel 10 ,
18 , 42 ),

6 . legt einstimmig die Einzelheiten der Ausgestaltung
des Indexsystems fest (Artikel 11 ),

7 . nimmt mit Zweidrittelmehrheit die Errichtungs­
anordnungen an (Artikel 12,),

8 . kann Stellungnahmen zu den Bemerkungen und
Berichten der gemeinsamen Kontrollinstanz abgeben
(Artikel 24 ),

Artikel 27

Organe von Europol

Die Organe von Europol sind :

1 . der Verwaltungsrat,

2 . der Direktor ,

3 . der Finanzkontrolleur,

4 . der Flaushaltsausschuß .
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9 . prüft die Probleme, auf die ihn die gemeinsame
Kontrollinstanz aufmerksam macht (Artikel 24
Absatz 5 ),

10 . regelt die Einzelheiten des Verfahrens zur Kontrolle
der Zulässigkeit der Abrufe im Informationssystem
(Artikel 16 ),

11 . wirkt an der Ernennung und Entlassung des Direk­
tors und der stellvertretenden Direktoren mit (Arti­
kel 29 ),

12 . überwacht die ordnungsgemäße Amtsführung des
Direktors (Artikel 7, 29 ),

13 . wirkt am Erlaß des Personalstatus mit (Artikel 30 ),

jedoch beschließen , in Abwesenheit des Vertreters der
Kommission zu beraten .

( 5 ) Die ordentlichen und die stellvertretenden Mitglieder
sind befugt, sich bei den Beratungen des Verwaltungsrates
von Sachverständigen aus den jeweiligen Mitgliedstaaten
begleiten und beraten zu lassen .

( 6 ) Den Vorsitz im Verwaltungsrat führt der Vertreter
des Mitgliedstaats , der den Vorsitz im Rat innehat .

( 7 ) Der Verwaltungsrat gibt sich durch einstimmigen
Beschluß eine Geschäftsordnung .

( 8 ) Stimmenthaltungen stehen dem Zustandekommen
von Beschlüssen des Verwaltungsrates , für die Einstim­
migkeit erforderlich ist , nicht entgegen .

( 9 ) Der Verwaltungsrat tritt mindestens zweimal jährlich
zusammen.

( 10 ) Der Verwaltungsrat verabschiedet jährlich durch
einstimmigen Beschluß

1 . einen allgemeinen Bericht über die Tätigkeit von
Europol im vergangenen Jahr ,

2 . einen Bericht über die voraussichtlichen Tätigkeiten
von Europol , der dem operativen Bedarf der Mitglied­
staaten und den Auswirkungen auf den Haushalt und
den Personalbestand von Europol Rechnung trägt .

Diese Berichte werden dem Rat im Verfahren nach Titel
VI des Vertrags über die Europäische Union vorgelegt .

14 . wirkt an der Ausarbeitung von Geheimschutzabkom­
men und am Erlaß von Geheimschutzbestimmungen
mit (Artikel 18 , 31 ),

15 . wirkt an der Aufstellung des Haushaltsplans ein­
schließlich des Stellenplans , an der Rechnungsprü­
fung und an der Entlastung des Direktors mit (Arti­
kel 35 , 36 ),

Artikel 29

Direktor

16 . verabschiedet einstimmig den fünfjährigen Finanz­
plan (Artikel 35 ),

17 . ernennt einstimmig den Finanzkontrolleur und über­
wacht dessen Amtsführung (Artikel 35 ),

18 . wirkt am Erlaß der Finanzordnung mit (Artikel 35 ),

19 . billigt einstimmig den Abschluß des Sitzabkommens
(Artikel 37 ),

20 . legt einstimmig die Ermächtigungsbestimmungen für
die Europol-Bediensteten fest ,

21 . entscheidet mit Zweidrittelmehrheit über die Streitig­
keiten zwischen einem Mitgliedstaat und Europol
oder zwischen Mitgliedstaaten über Entschädigun­
gen , die im Rahmen der Haftung wegen unzulässiger
oder unrichtiger Datenverarbeitung zu leisten sind
(Artikel 38 ),

22 . wirkt an einer etwaigen Änderung des Übereinkom­
mens mit (Artikel 43 ),

23 . ist verantwortlich für weitere Aufgaben, die ihm
vom Rat insbesondere im Rahmen der Durchfüh­
rungsbestimmungen zu diesem Übereinkommen
übertragen werden .

( 2 ) Der Verwaltungsrat setzt sich aus einem Vertreter je
Mitgliedstaat zusammen. Jedes Mitglied des Verwaltungs­
rates verfügt über eine Stimme .

( 3 ) Jedes Mitglied des Verwaltungsrates kann sich von
einem stellvertretenden Mitglied vertreten lassen ; bei
Abwesenheit des ordentlichen Mitglieds kann das stellver­
tretende Mitglied dessen Stimmrecht ausüben .

( 4 ) Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften
ist eingeladen , an den Sitzungen des Verwaltungsrates
ohne Stimmrecht teilzunehmen . Der Verwaltungsrat kann

( 1 ) Europol wird von einem Direktor geleitet , der nach
Stellungnahme des Verwaltungsrates vom Rat im Verfah­
ren nach Titel VI des Vertrags über die Europäische
Union einstimmig für einen Zeitraum von vier Jahren
ernannt wird ; eine einmalige Wiederernennung ist zuläs­
sig .

( 2 ) Der Direktor wird von stellvertretenden Direktoren
unterstützt , deren Anzahl vom Rat festgelegt wird und
die nach dem in Absatz 1 festgelegten Verfahren für einen
Zeitraum von vier Jahren ernannt werden; eine einmalige
Wiederernennung ist zulässig . Ihre Aufgaben werden
durch den Direktor näher bestimmt .

( 3 ) Der Direktor ist verantwortlich für:

1 . die Erfüllung der Europol übertragenen Aufgaben ,
2 . die laufende Verwaltung,

3 . die Personalverwaltung,

4 . die sachgerechte Ausarbeitung und Durchführung der
vom Verwaltungsrat gefaßten Beschlüsse,
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Informationen, die auf der Grundlage dieses Übereinkom­
mens erstellt oder mit Europol ausgetauscht werden,
geschützt werden . Zu diesem Zweck erläßt der Rat
einstimmig eine entsprechende Geheimschutzregelung, die
vom Verwaltungsrat ausgearbeitet und dem Rat im Ver­
fahren nach Titel VI des Vertrags über die Europäische
Union vorgelegt wird .

( 2 ) Soweit Personen von Europol mit einer sicherheits­
empfindlichen Tätigkeit betraut werden sollen , verpflich­
ten sich die Mitgliedstaaten , auf Antrag des Direktors
von Europol die Sicherheitsüberprüfung von Personen
ihrer eigenen Staatsangehörigkeit gemäß ihren nationalen
Bestimmungen durchzuführen und sich dabei gegenseitig
zu unterstützen . Die nach den nationalen Bestimmungen
zuständige Behörde teilt Europol nur das Ergebnis der
Sicherheitsüberprüfung mit, das für Europol bindend ist .

( 3 ) Jeder Mitgliedstaat und Europol dürfen mit der
Datenverarbeitung bei Europol nur Personen beauftragen ,
die besonders geschult und einer Sicherheitsüberprüfung
unterzogen worden sind .

5 . die Aufstellung der Entwürfe des Haushaltsplans , des
Stellenplans und des fünfjährigen Finanzplans sowie
für die Ausführung des Haushaltsplans von Europol ,

6 . alle sonstigen Aufgaben , die ihm im Übereinkommen
oder vom Verwaltungsrat übertragen werden .

( 4 ) Der Direktor ist dem Verwaltungsrat über seine
Amtsführung rechenschaftspflichtig . Er nimmt an den
Sitzungen des Verwaltungsrates teil .

( 5 ) Der Direktor ist der gesetzliche Vertreter von Euro­
pol .

( 6 ) Durch einen Beschluß des Rates , der im Verfahren
nach Titel VI des Vertrags über die Europäische Union
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der
Mitgliedstaaten gefaßt wird , können der Direktor und die
stellvertretenden Direktoren nach Stellungnahme des Ver­
waltungsrates entlassen werden .

( 7 ) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 beträgt die
erste Amtszeit nach Inkrafttreten des Übereinkommens
für den Direktor fünf Jahre , für den ersten stellvertreten­
den Direktor vier Jahre und für den zweiten stellvertre­
tenden Direktor 3 Jahre .

Artikel 32

Artikel 30

Personal

( 1 ) Der Direktor , die stellvertretenden Direktoren und
die Bediensteten von Europol lassen sich bei ihrer Tätig­
keit von den Zielen und Aufgaben von Europol leiten
und dürfen von keiner Regierung, Behörde , Organisation
oder nicht Europol angehörenden Personen Weisungen
entgegennehmen oder anfordern , sofern in diesem Über­
einkommen keine anderweitige Bestimmung getroffen ist ;
Titel VI des Vertrags über die Europäische Union bleibt
unberührt .

( 2 ) Der Direktor ist Vorgesetzter der stellvertretenden
Direktoren und der Bediensteten von Europol . Er stellt
die Bediensteten ein und entläßt sie . Bei der Auswahl der
Bediensteten hat er neben der persönlichen Eignung und
der beruflichen Befähigung zu berücksichtigen , daß eine
angemessene Berücksichtigung von Staatsangehörigen
aller Mitgliedstaaten und der Amtssprachen der Europäi­
schen Union gewährleistet ist .

( 3 ) Die Einzelheiten werden in dem Personalstatut fest­
gelegt, das vom Rat nach Stellungnahme des Verwal­
tungsrates im Verfahren nach Titel VI des Vertrags über
die Europäische Union einstimmig beschlossen wird .

Verpflichtung zur Verschwiegenheit und Geheimhaltung

( 1 ) Die Organe, ihre Mitglieder , die stellvertretenden
Direktoren , die Bediensteten von Europol und die Verbin­
dungsbeamten haben sich jeder Flandlung und jeder Mei­
nungsäußerung zu enthalten , die dem Ansehen von Euro­
pol abträglich sein oder seiner Tätigkeit schaden könnte .

( 2 ) Die Organe , ihre Mitglieder , die stellvertretenden
Direktoren , die Bediensteten von Europol , die Verbin­
dungsbeamten sowie alle anderen Personen , die zur Ver­
schwiegenheit oder zur Geheimhaltung besonders ver­
pflichtet worden sind , haben über alle Tatsachen und
Angelegenheiten , von denen sie in Ausübung ihres Amtes
oder im Rahmen ihrer Tätigkeit Kenntnis erhalten , gegen­
über allen nicht befugten Personen sowie gegenüber der
Öffentlichkeit Stillschweigen zu bewahren . Dies gilt nicht
für Tatsachen und Angelegenheiten , die ihrer Bedeutung
nach keiner Geheimhaltung bedürfen . Die Verpflichtung
zur Verschwiegenheit und Geheimhaltung gilt auch nach
dem Ausscheiden aus dem Amt oder Dienstverhältnis
oder der Beendigung der Tätigkeit . Die Verpflichtung
nach Satz 1 wird durch Europol notifiziert , wobei auf die
strafrechtlichen Folgen eines Verstoßes hinzuweisen ist ;
über die Notifizierung wird eine Niederschrift aufgenom­
men .

( 3 ) Die Organe , ihre Mitglieder , die stellvertretenden
Direktoren, die Bediensteten von Europol , die Verbin­
dungsbeamten sowie die nach Absatz 2 besonders ver­
pflichteten Personen dürfen über die ihnen in Ausübung
ihres Amtes oder ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen
Tatsachen und Angelegenheiten ohne vorherige Benach­
richtigung des Direktors — bzw . im Falle des Direktors
selbst des Verwaltungsrates — über den Fall weder vor
Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen
abgeben .

Artikel 31

Geheimhaltung

( 1 ) Europol und die Mitgliedstaaten stellen durch geeig­
nete Maßnahmen sicher , daß geheimhaltungsbedürftige
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Union vorzulegen; Arbeitssprachen des Verwaltungsrates
sind die Amtssprachen der Europäischen Union .

( 2 ) Die für die Arbeit von Europol erforderlichen Über­
setzungsdienste werden von dem Übersetzungszentrum
für die Einrichtungen der Europäischen Union sicherge­
stellt .

Artikel 34

Unterrichtung des Europäischen Parlaments

( 1 ) Der Vorsitz übermittelt dem Europäischen Parlament
jährlich einen Sonderbericht über die von Europol durch­
geführten Arbeiten . Das Europäische Parlament wird zu
einer etwaigen Änderung dieses Übereinkommens ge­
hört .

( 2 ) Der Vorsitz des Rates oder der vom Vorsitz
benannte Vertreter trägt gegenüber dem Europäischen
Parlament der Verschwiegenheitspflicht und der Geheim­
haltungspflicht Rechnung .

( 3 ) Diese Pflichten lassen die Rechte der nationalen
Parlamente , Artikel K.6 des Vertrags über die Europäi­
sche Union und die allgemeinen Grundsätze , die für die
Beziehungen zum Europäischen Parlament im Rahmen
von Titel VI des Vertrags über die Europäische Union
gelten , unberührt .

Je nach Lage des Falls wendet sich der Direktor oder der
Verwaltungsrat an die Justizbehörde oder an jede andere
zuständige Stelle , damit die erforderlichen Maßnahmen
nach dem für die befaßte Stelle geltenden nationalen
Recht getroffen werden können , sei es , um die Modalitä­
ten der Zeugenaussage so zu gestalten , daß die Geheim­
haltung der Informationen gewährleistet ist , sei es , um ,
soweit nach nationalem Recht zulässig, die Mitteilung
über die Daten zu verweigern , sofern der Schutz vorrangi­
ger Interessen von Europol oder eines Mitgliedstaats dies
erfordert .

Sieht das Recht des Mitgliedstaats ein Recht auf Aussage­
verweigerung vor , so bedürfen die zu einer Aussage
aufgeforderten Personen einer Aussagegenehmigung . Die
Genehmigung erteilt der Direktor und für eine Aussage
des Direktors der Verwaltungsrat . Wird ein Verbindungs­
beamter zu einer Aussage über Informationen aufgefor­
dert , die er von Europol erhalten hat, so wird diese
Genehmigung nach Zustimmung des Mitgliedstaats
erteilt , der den betreffenden Verbindungsbeamten ent­
sandt hat .

Besteht ferner die Möglichkeit , daß sich die Aussage auf
Informationen und Erkenntnisse erstreckt , die ein Mit­
gliedstaat an Europol übermittelt hat oder von denen ein
Mitgliedstaat erkennbar betroffen ist , so ist vor der
Genehmigung die Stellungnahme dieses Mitgliedstaats
einzuholen .

Die Aussagegenehmigung darf nur versagt werden , soweit
dies zur Wahrung höherrangiger schutzwürdiger Interes­
sen von Europol oder des oder der betroffenen Mitglied­
staaten notwendig ist .

Diese Verpflichtung gilt auch nach dem Ausscheiden der
Betreffenden aus dem Amt oder der Beendigung von
deren Dienstverhältnis oder Tätigkeit .

( 4 ) Jeder Mitgliedstaat behandelt eine Verletzung der in
den Absätzen 2 und 3 genannten Verpflichtung zur
Verschwiegenheit oder Geheimhaltung als einen Verstoß
gegen seine Rechtsvorschriften über die Wahrung von
Dienst - oder Berufsgeheimnissen oder seine Bestimmun­
gen zum Schutz von Verschlußsachen .

Gegebenenfalls erläßt jeder Mitgliedstaat spätestens bei
Inkrafttreten dieses Übereinkommens die innerstaatlichen
Rechtsvorschriften oder die Bestimmungen, die für die
Ahndung einer Verletzung der Verschwiegenheitspflicht
oder Geheimhaltungspflicht nach den Absätzen 2 und 3
erforderlich sind . Er trägt dafür Sorge , daß diese Vor­
schriften und Bestimmungen auch für seine eigenen
Bediensteten gelten , die im Rahmen ihrer Tätigkeit mit
Europol in Verbindung stehen .

Artikel 35

Haushalt

( 1 ) Alle Einnahmen und Ausgaben von Europol ein­
schließlich aller Kosten der gemeinsamen Kontrollinstanz
und des von ihr errichteten Sekretariats nach Artikel 24
werden für jedes Haushaltsjahr veranschlagt und in den
Haushaltsplan eingestellt ; dem Haushaltsplan wird ein
Stellenplan beigefügt . Das Haushaltsjahr beginnt am 1 .
Januar und endet am 31 . Dezember .

Der Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben aus­
zugleichen .

Zusammen mit dem Haushaltsplan wird ein fünfjähriger
Einanzplan aufgestellt .

( 2 ) Der Haushalt wird durch die Beiträge der Mitglied­
staaten und andere gelegentliche Einnahmen finanziert .
Der zu leistende Finanzierungsbeitrag der einzelnen Mit­
gliedstaaten richtet sich nach dem Anteil ihres Brutto­
sozialprodukts an der Summe der Bruttosozialprodukte
der Mitghedstaaten in dem Jahr , das dem Jahr vorangeht,
in dem die Haushaltsaufstellung erfolgt . Bruttosozialpro­
dukt im Sinne dieses Absatzes ist das Bruttosozialprodukt
nach der Richtlinie 89/130/TWG , Euratom des Rates vom
13 . Februar 1989 zur Harmonisierung der Erfassung des
Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen .

( 3 ) Der Direktor stellt die Entwürfe des Haushaltsplans
und des Stellenplans für das folgende Haushaltsjahr bis

Artikel .33

Sprachen

( 1 ) Berichte und alle anderen Unterlagen und Doku­
mente , die dem Verwaltungsrat zur Kenntnis gegeben
werden , sind in allen Amtssprachen der Europäischen
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( 2 ) Die Rechnungsprüfung wird von einem gemeinsamen
Prüfungsausschuß vorgenommen , der sich aus drei Mit­
gliedern zusammensetzt , die vom Rechnungshof der
Europäischen Gemeinschaften auf Vorschlag seines Präsi­
denten ernannt werden . Die Amtszeit der Mitglieder
beträgt drei Jahre ; hierbei wechseln sich die Mitglieder in
der Weise ab , daß jährlich das Mitglied ersetzt wird , das
bereits drei Jahre in dem Prüfungsausschluß vertreten
war . Abweichend von Satz 2 wird für die erste Zusam­
mensetzung des gemeinsamen Prüfungsausschusses nach
Beginn der Tätigkeit von Europol das Mandat des Mit­
glieds , das durch Losentscheid

— an erster Stelle steht , auf zwei Jahre ,

— an zweiter Stelle steht , auf drei Jahre ,

— an dritter Stelle steht, auf vier Jahre

festgesetzt .

Die etwaigen Kosten für die Rechnungsprüfung werden
dem Haushalt nach Artikel 35 angelastet .

( 3 ) Der gemeinsame Prüfungsausschuß legt dem Rat im
Verfahren nach Titel VI des Vertrags über die Europäi­
sche Union einen Prüfungsbericht über den Jahresab­
schluß vor; zuvor erhalten der Direktor und der Finanz­
kontrolleur Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Prü­
fungsbericht und wird dieser Bericht im Verwaltungsrat
erörtert .

( 4 ) Der Direktor erteilt den Mitgliedern des gemeinsa­
men Prüfungsausschusses alle Auskünfte und gewährt
ihnen jede Hilfe , deren sie zur Wahrnehmung ihrer Auf­
gabe bedürfen .

( 5 ) Der Rat erteilt dem Direktor nach Prüfung des
Berichts über den Jahresabschluß Entlastung zur Ausfüh­
rung des Haushaltsplans für das betreffende Haushalts­
jahr .

( 6 ) Die Einzelheiten der Rechnungsprüfung regelt die
Finanzordnung .

spätestens 31 . März jeden Jahres auf und legt sie nach
Prüfung durch den Haushaltsausschuß dem Verwaltungs­
rat zusammen mit dem Entwurf des fünfjährigen Finanz­
plans vor .

( 4 ) Der Verwaltungsrat beschließt über den fünfjährigen
Finanzplan . Der Beschluß des Verwaltungsrates wird ein­
stimmig gefaßt .

( 5 ) Der Rat stellt im Verfahren nach Titel VI des Ver­
trags über die Europäische Union den Haushaltsplan von
Europol nach Stellungnahme des Verwaltungsrats bis
spätestens zum 30 . Juni des Jahres fest , das dem Haus­
haltsjahr vorangeht . Der Rat faßt seinen Beschluß ein­
stimmig . Das gleiche gilt sinngemäß auch für den Fall
eines Ergänzungs - oder Nachtragshaushalts . Die An­
nahme des Haushaltsplans durch den Rat enthält die
Verpflichtung für jeden Mitgliedstaat , die auf ihn entfal­
lenden Finanzierungsbeiträge fristgerecht zur Verfügung
zu stellen .

( 6 ) Der Direktor führt den Haushaltsplan nach der in
Absatz 9 genannten Finanzordnung aus .

( 7 ) Die Kontrolle über die Bindung und die Zahlung der
Ausgaben sowie die Kontrolle über die Feststellung und
die Einziehung der Einnahmen werden von einem Finanz­
kontrolleur wahrgenommen , der vom Verwaltungsrat ein­
stimmig ernannt wird und diesem verantwortlich ist . Die
Finanzordnung kann vorsehen , daß für bestimmte Ein­
nahmen oder Ausgaben die Kontrolle durch den Finanz­
kontrolleur nachträglich erfolgt .

( 8 ) Der Haushaltsausschuß setzt sich aus einem mit
Haushaltsfragen vertrauten Vertreter je Mitgliedstaat
zusammen . Er hat die Aufgabe , die Beratungen in Haus­
halts - und Finanzfragen vorzubereiten .

( 9 ) Der Rat legt im Verfahren nach Titel VI des Vertrags
über die Europäische Union einstimmig die Finanzord­
nung fest , in der insbesondere die Einzelheiten der Auf­
stellung , Änderung und Ausführung des Haushaltsplans
sowie der Kontrolle der Ausführung des Haushaltsplans
und die Art und Weise der Zahlung der Finanzierungs­
beiträge durch die Mitgliedstaaten bestimmt werden . Artikel 37

Sitzabkommen

Artikel 36

Rechnungsprüfung
Die Bestimmungen über die Unterbringung von Europol
im Sitzstaat und über die Leistungen , die vom Sitzstaat zu
erbringen sind , sowie die besonderen Vorschriften , die im
Sitzstaat von Europol für die Mitglieder seiner Organe ,
seine stellvertretenden Direktoren , seine Bediensteten und
deren Familienangehörige gelten , werden in einem Sitzab­
kommen festgelegt , das nach einstimmiger Billigung
durch den Verwaltungsrat zwischen Europol und dem
Königreich der Niederlande geschlossen wird .

( 1 ) Die Rechnungen über alle im Haushalt ausgewiese­
nen Einnahmen und Ausgaben sowie die Bilanz der
Aktiva und Passiva von F^uropol werden nach Maßgabe
der Finanzordnung einer jährlichen Prüfung unterzogen .
Hierzu legt der Direktor bis spätestens 31 . Mai des
Folgejahres einen Bericht über den Jahresabschluß vor .
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TITEL VI

HAFTUNG UND RECHTSSCHUTZ

Artikel 38 ( 4 ) Die nationalen Gerichte der Mitgliedstaaten, die für
Streitigkeiten , die die Haftung von Europol nach diesem
Artikel betreffen , zuständig sind , werden unter Bezug­
nahme auf die einschlägigen Bestimmungen des Brüsseler
Übereinkommens vom 27. September 1968 über die
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht­
licher Entscheidungen in Zivil - und Handelssachen in der
durch spätere Beitrittsübereinkommen geänderten Fas­
sung bestimmt .

Haftung wegen unzulässiger oder unrichtiger Datenverar­
beitung

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat haftet gemäß seinem nationalen
Recht für den einer Person entstandenen Schaden , der
durch in rechtlicher oder sachlicher Hinsicht fehlerhafte
Daten , die von Europol gespeichert oder bearbeitet wur­
den, verursacht worden ist . Der Geschädigte kann eine
Schadensersatzklage nur gegen den Mitgliedstaat erheben ,
in dem der Schadensfall eingetreten ist , und wendet sich
hierzu an die nach dem nationalen Recht dieses Mitglied­
staats zuständigen Gerichte . Im Rahmen seiner Haftung
nach Maßgabe des nationalen Rechts kann ein Mitglied­
staat sich im Verhältnis zu dem Geschädigten zu seiner
Entlastung nicht darauf berufen , daß ein anderer Mit­
gliedstaat oder Europol unrichtige Daten übermittelt
hat .

( 2 ) Haben sich diese in rechtlicher oder sachlicher Hin­
sicht fehlerhaften Daten aufgrund einer fehlerhaften
Übertragung oder einer Verletzung der in diesem Überein­
kommen vorgesehenen Pflichten seitens eines oder mehre­
rer Mitgliedstaaten oder einer unzulässigen oder unrichti­
gen Speicherung oder Bearbeitung durch Europol erge­
ben , so sind Europol oder der oder die betreffenden
Mitgliedstaaten verpflichtet , die Schadensersatzzahlungen
auf einen entsprechenden Antrag hin zu erstatten , es sei
denn , daß der Mitgliedstaat , in dessen Hoheitsgebiet der
Schadensfall eingetreten ist , die Daten unter Verletzung
dieses Übereinkommens verwendet hat .

( 3 ) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen diesem Mit­
gliedstaat und Europol oder einem anderen Mitgliedstaat
über den Grundsatz oder den Betrag dieser Erstattung ist
der Verwaltungsrat zu befassen , der mit Zweidrittelmehr­
heit entscheidet .

Artikel 40

Beilegung von Streitigkeiten

( 1 ) Streitigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten über die
Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens wer­
den zunächst im Rat im Verfahren nach Titel VI des
Vertrags über die Europäische Union mit dem Ziel ihrer
Beilegung erörtert .

( 2 ) Ist die Streitigkeit binnen sechs Monaten nicht beige­
legt , so legen die daran beteiligten Mitgliedstaaten einver­
nehmlich die Modalitäten fest , nach denen die strittige
Frage geregelt werden soll .

( 3 ) Hinsichtlich der Rechtsbehelfe , die von den Europol­
Bediensteten eingelegt werden können, finden die
Beschäftigungsbedingungen für die Bediensteten auf Zeit
und die Hilfskräfte der Europäischen Gemeinschaften
entsprechend Anwendung .

Artikel 39

Sonstige Haftung

Artikel 41

Vorrechte und Immunitäten

( 1 ) Europol , die Mitglieder der Organe , die stellvertre­
tenden Direktoren und die Bediensteten von Europol
genießen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen
Vorrechte und Immunitäten nach Maßgabe eines Proto­
kolls , das die in allen Mitgliedstaaten anzuwendenden
Regelungen enthält .

( 2 ) Das Königreich der Niederlande und die anderen
Mitgliedstaaten vereinbaren gleichlautend für die von den
anderen Mitgliedstaaten entsandten Verbindungsbeamten
sowie für deren Familienangehörige die Vorrechte und
Immunitäten , die für eine ordnungsgemäße Erfüllung der
Aufgaben der Verbindungsbeamten im Rahmen von
Europol erforderlich sind .

( 3 ) Das Protokoll nach Absatz 1 wird vom Rat im
Verfahren nach Titel VI des Vertrags über die Europäi­
sche Union einstimmig beschlossen und von den Mitglied­
staaten gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften
angenommen .

( 1 ) Die vertragliche Haftung von Europol bestimmt sich
nach dem Recht , das auf den entsprechenden Vertrag
anzuwenden ist .

( 2 ) Im Bereich der außervertraglichen Haftung ist Euro­
pol unabhängig von einer Haftung nach Artikel 38 ver­
pflichtet , den durch Verschulden seiner Organe , stellver­
tretenden Direktoren oder Bediensteten in Ausübung
ihres Amtes verursachten Schaden in dem Maße zu erset­
zen , wie er diesen zuzurechnen ist . Die vorstehende
Bestimmung schließt andere Schadensersatzansprüche
nach den nationalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten nicht aus .

( 3 ) Der Geschädigte hat gegenüber Europol einen
Anspruch auf Unterlassung einer Handlung oder auf
Widerruf.



27 . 11 . 95 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . C 316/23

TITEL VII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 42 Artikel 44

Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zuläs­
sig .

Artikel 45

Inkrafttreten

Beziehungen zu Drittstaaten und Drittstellen

( 1 ) Soweit dies zur Erfüllung der in Artikel 3 festgeleg­
ten Aufgaben zweckdienlich ist , begründet und unterhält
Europol zu Drittstellen im Sinne des Artikels 10 Absatz 4
Nummern 1 bis 3 Kooperationsbeziehungen . Der Verwal­
tungsrat stellt für diese Beziehungen einstimmig Regeln
auf. Artikel 10 Absätze 4 und 5 sowie Artikel 18 Absatz
2 bleiben unberührt; ein Austausch personenbezogener
Daten findet nur nach den Bestimmungen der Titel II bis
IV dieses Übereinkommens statt .

( 2 ) Soweit dies zur Erfüllung der in Artikel 3 festgeleg­
ten Aufgaben erforderlich ist, kann Europol außerdem
Beziehungen zu Drittstaaten und anderen Drittstellen im
Sinne des Artikels 10 Absatz 4 Nummern 4 bis 7
begründen und unterhalten . Für die in Satz 1 genannten
Beziehungen stellt der Rat nach Stellungnahme des Ver­
waltungsrates im Verfahren nach Titel VI des Vertrags
über die Europäische Union einstimmig Regeln auf.
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend .

Artikel 43

Änderung des Übereinkommens

( 1 ) Dieses Übereinkommen bedarf der Annahme durch
die Mitgliedstaaten gemäß ihren verfassungsrechtlichen
Vorschriften .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Verwahrer den
Abschluß der Verfahren , die nach ihren verfassungsrecht­
lichen Vorschriften zur Annahme dieses Übereinkommens
erforderlich sind .

( 3 ) Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag des
Monats in Kraft , der auf einen Zeitraum von drei Mona­
ten nach der Notifizierung gemäß Absatz 2 durch den
Staat folgt , der zum Zeitpunkt der Annahme des Rechts­
akts über die Fertigstellung dieses Übereinkommens
durch den Rat Mitglied der Europäischen Union ist und
diese Förmlichkeit als letzter vornimmt .

( 4 ) Europol nimmt unbeschadet des Absatzes 2 seine
Tätigkeit nach den Bestimmungen dieses Übereinkom­
mens erst auf, wenn der letzte der nach Artikel 5 Absatz
7, Artikel 10 Absatz 1 , Artikel 24 Absatz 7, Artikel 30
Absatz 3 , Artikel 31 Absatz 1 , Artikel 35 Absatz 9 ,
Artikel 37 und Artikel 41 Absätze 1 und 2 vorgesehenen
Rechtsakte in Kraft tritt .

( 5 ) Mit der Tätigkeitsaufnahme durch Europol endet die
Tätigkeit der Europol-Drogenstelle entsprechend der vom
Rat am 10 . März 1995 beschlossenen Gemeinsamen
Maßnahme bezüglich der Europol-Drogenstelle . Gleich­
zeitig erhält Europol sämtliche Ausstattungsgegenstände ,
die aus dem gemeinsamen Haushalt der Europol-Drogen­
stelle finanziert , von der Europol-Drogenstelle entwickelt
oder hergestellt oder ihr von dem Sitzstaat zur dauern­
den, unentgeltlichen Nutzung zur Verfügung gestellt wor­
den sind , sowie ihre sämtlichen Archive und eigenständig
verwalteten Datenbestände als Eigentum .

( 6 ) Die Mitgliedstaaten treffen vom Zeitpunkt der
Annahme des Rechtsakts betreffend dieses Übereinkom­
men durch den Rat an im Rahmen ihres innerstaatlichen
Rechts einzeln oder gemeinsam alle vorbereitenden Maß­
nahmen, die erforderlich sind , damit Europol seine Tätig­
keit aufnehmen kann .

( 1 ) Der Rat beschließt im Verfahren nach Titel VI des
Vertrags über die Europäische Union auf Initiative eines
Mitgliedstaats und nach Stellungnahme des Verwaltungs­
rates im Rahmen des Artikels K.l Nummer 9 des Ver­
trags über die Europäische Union einstimmig Änderungen
dieses Übereinkommens , die er den Mitgliedstaaten zur
Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschrif­
ten empfiehlt .

( 2 ) Die Änderungen treten nach Artikel 45 Absatz 2 des
Übereinkommens in Kraft .

( 3 ) Der Rat kann jedoch auf Initiative eines Mitglied­
staats und nach Prüfung durch den Verwaltungsrat im
Verfahren nach Titel VI des Vertrags über die Europäi­
sche Union einstimmig beschließen, die Definitionen der
im Anhang aufgeführten Kriminalitätsformen zu erwei­
tern , zu ändern oder zu ergänzen . Er kann ferner
beschließen, neue Definitionen für diese Kriminalitätsfor­
men einzuführen .

( 4 ) Der Generalsekretär des Rates der Europäischen
Union notifiziert allen Mitgliedstaaten das Datum des
Inkrafttretens der Änderungen .
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Ablauf eines Zeitraums von drei Monaten nach der
Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde folgt, oder zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens des Übereinkommens in Kraft ,
wenn dieses bei Ablauf des genannten Zeitraums noch
nicht in Kraft ist .

Artikel 47

Verwahrer

Artikel 46

Beitritt neuer Mitgliedstaaten

( 1 ) Dieses Übereinkommen steht allen Staaten , die Mit­
glied der Europäischen Union werden , zum Beitritt
offen .

( 2 ) Der Wortlaut des Übereinkommens , der vom Rat der
Europäischen Union in der Sprache des beitretenden
Staates erstellt wird , ist verbindlich .

( 3 ) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hin­
terlegt .

( 4 ) Dieses Übereinkommen tritt für den beitretenden
Mitgliedstaat am ersten Tag des Monats , der auf den

( 1 ) Der Generalsekretär des Rates der Europäischen
Union ist Verwahrer dieses Übereinkommens .

( 2 ) Urkunden, Notifizierungen oder Mitteilungen betref­
fend dieses Übereinkommen werden vom Verwahrer im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent­
licht .
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En fe de lo cual , los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Convenio .

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne konvention .

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses
Übereinkommen gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω , οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους κάτω από
την παρούσα σύμβαση .

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have hereunto set their hands .

En foi de quoi , les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas de la présente
convention .

Da fhianü sin , chuir na Länchumhachtaigh thios-sinithe a lämh leis an gCoinbhinsiün seo .

In fede di che , i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce alla presente
convenzione .

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze overeen­
komst hebben gesteld .

Em fé do que , os plenipotenciários abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no final da
presente convenção .

Tämän vakuudeksi alla mainitut täysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tämän yleissopi­
muksen .

Til bekräftelse härav har undertecknade befullmäktigade ombud undertecknat denna konven­
tion .

Hecho en Bruselas , el veintiséis de julio de mil novecientos noventa y cinco , en un ejemplar
único , en lenguas alemana, inglesa , danesa , española , finesa , francesa , griega , gaélica , italiana ,
neerlandesa , portuguesa y sueca , cuyos textos son igualmente auténticos y que será depositado
en los archivos de la Secretaría General del Consejo de la Unión Europea .

Udfærdiget i Bruxelles den seksogtyvende juli nitten hundrede og femoghalvfems , i ét eksemplar
på dansk , engelsk, finsk, fransk , græsk, irsk , italiensk , nederlandsk , portugisisk , spansk , svensk
og tysk , hvilke tekster alle har samme gyldighed , og deponeres i arkiverne i Generalsekretariatet
for Rådet for Den Europæiske Union .

Geschehen zu Brüssel am sechsundzwanzigsten Juli neunzehnhundertfünfundneunzig in einer
Urschrift in dänischer , deutscher , englischer , finnischer , französischer , griechischer , irischer ,
italienischer , niederländischer , portugiesischer , schwedischer und spanischer Sprache , wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist ; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekreta­
riats des Rates der Europäischen Union hinterlegt .

Έγινε στις Βρυξέλλες , στις είκοσι έξι Ιουλίου χίλια εννιακόσια ενενήντα πέντε , σε ένα μονο
αντίτυπο , στην αγγλική , γαλλική , γερμανική , δανική , ελληνική , ιρλανδική , ισπανική , ιταλική ,
ολλανδική , πορτογαλική , σουηδική και φινλανδική γλώσσα , όλα δε τα κείμενα είναι εξίσου
αυθεντικά και κατατίθενται στα αρχεία της Γενικής Γραμματείας του Συμβουλίου της Ευρωπαϊκής
Ένωσης .

Done at Brussels on the twenty-sixth day of July in the year one thousand nine hundred and
ninety-five in a single original , in the Danish, Dutch , English , Finnish , French , German, Greek ,
Irish , Italian , Portuguese , Spanish and Swedish languages , each text being equally authentic ,
such original remaining deposited in the archives of the General Secretariat of the Council of the
F^uropean Union .
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Fait à Bruxelles , le vingt-six juillet mil neuf cent quatre-vingt-quinze , en un exemplaire unique ,
en langues allemande, anglaise , danoise , espagnole , finnoise , française , grecque , irlandaise,
italienne , néerlandaise , portugaise et suédoise, tous ces textes faisant également foi, exemplaire
qui est déposé dans les archives du Secrétariat général du Conseil de l'Union européenne .

Arna dhéanamh sa Bhruiséil , an séú lá is fiche de Iúil sa bhliain míle naoi gcéad nócha a cúig, i
scribhinn bhunaidh amháin sa Bhéarla , sa Danmhairgis , san Fhionlainnis , sa Fhraincis , sa
Ghaeilge , sa Ghearmáinis , sa Ghreigis , san Iodáilis , san Ollainnis , sa Phortaingéilis , sa Spáinnis
agus sa tSualainnis agus comhúdarás ag na teacsanna i ngach ceann de na teangacha sin;
deanfar an scribhinn bhunaidh sin a thaisceadh i gcartlann Ardrúnaíocht Chomhairle an
Aontais Eorpaigh .

Fatto a Bruxelles , addì ventisei luglio millenovecentonovantacinque, in unico esemplare in lingua
danese , finlandese , francese, greca , inglese, irlandese , italiana , olandese , portoghese , spagnola ,
svedese e tedesca , i testi di ciascuna di queste lingue facenti ugualmente fede , esemplare
depositato negli archivi del segretariato generale dell'Unione europea .

Gedaan te Brussel , de zesentwintigste juli negentienhonderd vijfennegentig, in één exemplaar, in
de Deense , de Duitse, de Engelse, de Finse , de Franse , de Griekse , de Ierse , de Italiaanse , de
Nederlandse , de Portugese , de Spaanse en de Zweedse taal , zijnde alle teksten gelijkelijk
authentiek, dat wordt neergelegd in het archief van het Secretariaat-generaal van de Raad van
de Europese Unie .

Feito em Bruxelas , em vinte e seis de Julho de mil novecentos e noventa e cinco , em exemplar
único , nas línguas alemã , dinamarquesa , espanhola , finlandesa , francesa , grega , inglesa , irlan­
desa , italiana , neerlandesa , portuguesa e sueca , fazendo igualmente fé todos os textos ,
depositado nos arquivos do Secretariado-Geral do Conselho da União Europeia .

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäkuudentena päivänä heinäkuuta vuonna tuhatyh­
deksänsataayhdeksänkymmentäviisi yhtenä ainoana kappaleena englannin, espanjan, hollannin,
iirin , italian, kreikan, portugalin, ranskan, ruotsin , saksan , suomen ja tanskan kielellä kaikkien
näiden tekstien ollessa yhtä todistusvoimaiset , ja se talletetaan Euroopan unionin neuvoston
pääsihteeristön arkistoon .

Utfärdad i Bryssel den tjugosjätte juli nittonhundranittiofem i ett enda exemplar, på danska,
engelska , finska , franska , grekiska , irländska, italienska , nederländska , portugisiska , spanska ,
svenska och tyska , varvid alla texter är lika giltiga , och deponerad i arkiven vid generalsekreta­
riatet för Europeiska unionens råd .

Pour le gouvernement du royaume de Belgique
Voor de Regering van het Koninkrijk België
Für die Regierung des Königreichs Belgien

For regeringen for Kongeriget Danmark
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Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Για την κυβέρνηση της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por el Gobierno del Reino de Espana

Pour le gouvernement de la République française

Thar ceann Rialtas na hEireann

For the Government of Ireland
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Per il governo della Repubblica italiana

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden

Für die Regierung der Republik Österreich
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Pelo Governo da Repüblica Portuguesa

Suomen hallituksen puolesta

På svenska regeringens vägnar

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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ANHANG

Betreffend Artikel 2

Liste sonstiger schwerwiegender Formen der internationalen Kriminalität, mit denen sich Europol ergänzend
zu den bereits in Artikel 2 Absatz 2 vorgesehenen unter Wahrung der Ziele von Europol im Sinne von
Artikel 2 Absatz 1 befassen könnte

Straftaten gegen Leben, körperliche Unversehrtheit und Freiheit :

— Vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung,

— illegaler Handel mit Organen und menschlichem Gewebe ,

— Entführung , Freiheitsberaubung und Geiselnahme,

— Rassismus und Fremdenfeindlichkeit;

Straftaten gegen fremdes Vermögen und staatliches Eigentum sowie Betrug:

— organisierter Diebstahl ,

— illegaler Handel mit Kulturgütern , einschließlich Antiquitäten und Kunstgegenständen ,

— Betrugsdelikte ,

— Erpressung und Schutzgelderpressung,

— Nachahmung und Produktpiraterie ,

— Fälschung von amtlichen Dokumenten und Handel damit ,

— Geldfälschung, Fälschung von Zahlungsmitteln,

— Computerkriminalität ,

— Korruption ;

Illegaler Handel und Straftaten gegen die Umwelt :

— illegaler Handel mit Waffen , Munition und Sprengstoffen,

— illegaler Handel mit bedrohten Tierarten ,

— illegaler Handel mit bedrohten Pflanzen- und Baumarten ,

— Umweltkriminalität,

— illegaler Handel mit Hormonen und Wachstumsförderern .

Der Umstand, daß Europol nach Artikel 2 Absatz 2 beauftragt werden kann, sich mit einer der oben
aufgeführten Kriminalitätsformen zu befassen , impliziert außerdem, daß Europol auch für die damit
verbundenen Geldwäschehandlungen und die damit in Zusammenhang stehenden Straftaten zuständig ist .

Was die in Artikel 2 Absatz 2 des Übereinkommens aufgeführten Formen der Kriminalität betrifft, so
bedeutet

— Kriminalität im Zusammenhang mit nuklearen und radioaktiven Substanzen : Straftaten gemäß Artikel 7
Absatz 1 des am 3 . März 1980 in Wien und New York unterzeichneten Übereinkommens über den
physischen Schutz von Kernmaterial , die nukleare und/oder radioaktive Substanzen im Sinne von Artikel
197 EAG-Vertrag und der Richtlinie 80/836/Euratom vom 15 . Juli 1980 betreffen ;

— Schleuserkriminalität : Aktionen, die vorsätzlich und zu Erwerbszwecken durchgeführt werden , um die
Einreise in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten der Europäischen Union , den Aufenthalt oder die
Arbeitsaufnahme dort entgegen den in den Mitgliedstaaten geltenden Vorschriften und Bedingungen zu
erleichtern ;

— Menschenhandel : tatsächliche und rechtswidrige Unterwerfung einer Person unter den Willen anderer
Personen mittels Gewalt , Drohung oder Täuschung oder unter Ausnutzung eines Abhängigkeitsverhält­
nisses insbesondere mit folgendem Ziel : Ausbeutung der Prostitution , Ausbeutung von Minderjährigen,
sexuelle Gewalt gegenüber Minderjährigen oder Handel im Zusammenhang mit Kindesaussetzung;
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— Kraftfahrzeugkriminalität : Diebstahl oder Verschiebung von Personenkraftwagen , Lastkraftwagen , Sat­
telschleppern , Omnibussen, Krafträdern , Wohnwagen , landwirtschaftlichen Nutzfahrzeugen , Baustellen­
fahrzeugen, Ladungen von Lastkraftwagen oder Sattelschleppern und Einzelteilen von Kraftfahrzeugen
sowie Hehlerei an diesen Sachen ;

— Geldwäschehandlungen : Straftaten nach Artikel 6 Absätze 1 bis 3 des am 8 . November 1990 in
Straßburg unterzeichneten Übereinkommens des Europarates über Geldwäsche sowie Ermittlung,
Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten .

Die in Artikel 2 und im Anhang aufgeführten Kriminalitätsformen werden von den zuständigen nationalen
Behörden nach den Rechtsvorschriften ihrer jeweiligen Staaten beurteilt .
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Erklärungen

zu Artikel 40 Absatz 2

„ Folgende Mitgliedstaaten kommen überein , die Streitigkeit in einem solchen Fall systema­
tisch dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften vorzulegen :

— Königreich Belgien ,

— Königreich Dänemark ,

— Bundesrepublik Deutschland ,

— Griechische Republik ,

— Königreich Spanien ,

— Französische Republik ,

— Irland ,

— Italienische Republik ,

— Großherzogtum Luxemburg,

— Königreich der Niederlande ,

— Republik Österreich ,
— Portugiesische Republik ,

— Republik Finnland ,

— Königreich Schweden ."
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RECHTSAKT DES RATES

vom 26. Juli 1995

über die Fertigstellung des Übereinkommens über den Einsatz der Informationstechnologie im
Zollbereich

( 95/C 316/02 )

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union , insbesondere auf Artikel K.3 Absatz 2
Buchstabe c ),

in der Erwägung, daß die Mitgliedstaaten für die Erreichung der Ziele der Union die
Zusammenarbeit im Zollwesen als Angelegenheit von gemeinsamem Interesse betrachten , die
unter die in Titel VI des Vertrags vorgesehene Zusammenarbeit fällt —

BESCHLIESST, daß das Übereinkommen, das am heutigen Tag von den Vertretern der
Regierungen der Mitgliedstaaten der Union unterzeichnet wurde , in der im Anhang enthaltenen
Fassung fertiggestellt ist ,

EMPFIEHLT den Mitgliedstaaten , das Übereinkommen gemäß ihren verfassungsrechtlichen
Vorschriften anzunehmen .

Geschehen zu Brüssel am 26 . Juli 1995 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. A. BELLOCH JULBE
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ANHANG

ÜBEREINKOMMEN

aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über den Einsatz der
Informationstechnologie im Zollbereich

DIE HOHEN VERTRAPGSPARTEIEN DIESES ÜBEREINKOMMENS , Mitgliedstaaten der Europäischen
Union —

UNTER BEZUGNAHME auf den Rechtsakt des Rates der Europäischen Union vom 26 . Juli 1995 ,

EINGEDENK der Verpflichtungen , die im Rahmen des am 7 . September 1967 in Rom unterzeichneten
Übereinkommens über gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen eingegangen wurden ,

IN DER ERWÄGUNG, daß es die Aufgabe der Zollverwaltungen und anderer zuständiger Verwaltungen
ist , an den Außengrenzen der Gemeinschaft und innerhalb ihres Gebiets nicht nur Verstöße gegen die
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft, sondern auch Verstöße gegen einzelstaatliche und insbesondere die
gemäß den Artikeln 36 und 223 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft erlassenen
Rechtsvorschriften zu verhindern, zu ermitteln und zu bekämpfen ,

IN DER ERWÄGUNG, daß die öffentliche Gesundheit, Sittlichkeit und Sicherheit durch den zunehmenden
illegalen Handel jeglicher Art ernsthaft bedroht sind,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Zusammenarbeit zwischen den Zollverwaltungen verstärkt werden
muß, indem Verfahren festgelegt werden , die den Zollverwaltungen ein gemeinsames Vorgehen und —
vorbehaltlich der Bestimmungen des am 28 . Januar 1981 in Straßburg unterzeichneten Übereinkommens des
Europarats zum Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten — den
Austausch von personenbezogenen Daten und sonstigen Daten über illegale Handelsvorgänge mit Hilfe
neuer Datenmanagement- und -Übertragungstechnologien ermöglichen ,

EINGEDENK dessen , daß die Zollverwaltungen bei ihrer täglichen Arbeit sowohl gemeinschaftseigene als
auch gemeinschaftsfremde Bestimmungen anzuwenden haben und daß daher selbstverständlich sichergestellt
werden muß, daß sich die Bestimmungen über gegenseitige Unterstützung und administrative Zusammenar­
beit in beiden Bereichen möglichst parallel entwickeln —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN :

KAPITEL I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet der Ausdruck

1 . „ einzelstaatliche Rechtsvorschriften " alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften eines Mit­
gliedstaats , für deren Durchführung die Zollverwaltung dieses Mitgliedstaats ganz oder
teilweise zuständig ist, betreffend

— den Verkehr mit Waren, die Verboten, Beschränkungen oder Kontrollen , insbesondere
nach den Artikeln 36 und 223 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein­
schaft unterliegen , und

— den Transfer , die Umwandlung, die Verheimlichung oder die Verschleierung von
Eigentum oder Erlösen, die mittelbar oder unmittelbar im grenzüberschreitenden illegalen
Drogenhandel zustande gekommen sind oder verwendet werden;

2 . „ personenbezogene Daten " alle Informationen über eine identifizierte oder identifizierbare
Person ;



27 . 11 . 95 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . C 316/35

3 . „ eingebender Mitgliedstaat " einen Mitgliedstaat, der Daten in das Zollinformationssystem
eingibt .

KAPITEL II

EINRICHTUNG EINES ZOLLINFORMATIONSSYSTEMS

Artikel 2

( 1 ) Die Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten errichten und unterhalten ein gemeinsames
automatisches Informationssystem für Zollzwecke , nachstehend „Zollinformationssystem "
genannt .

( 2 ) Zweck des Zollinformationssystems ist es , nach Maßgabe dieses Übereinkommens die
Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung schwerer Verstöße gegen einzelstaatliche Rechtsvor­
schriften zu unterstützen und hierfür durch rasche Verbreitung von Informationen die Effizienz
von Kooperations- und Kontrollmaßnahmen der Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten zu
steigern .

KAPITEL III

BETRIEB UND BENUTZUNG DES ZOLLINFORMATIONSSYSTEMS

Artikel 2

( 1 ) Das Zollinformationssystem besteht aus einer zentra­
len Datenbank, die über Terminals von allen Mitglied­
staaten aus zugänglich ist . Es umfaßt ausschließlich die
für den Zweck des Zollinformationssystems nach Artikel
2 Absatz 2 erforderlichen Daten, einschließlich personen­
bezogener Daten , in folgenden Kategorien :
i ) Waren;

ii ) Transportmittel ,

iii ) Unternehmen;

iv ) Personen ;

und vi ) des Artikels 3 dürfen auf keinen Fall personenbe­
zogene Daten aufgenommen werden . Die in bezug auf
Personen aufgenommenen Daten dürfen nur folgendes
umfassen:

i ) Name, Geburtsname , Vornamen und angenommene
Namen;

ii ) Geburtsdatum und Geburtsort ;

iii ) Staatsangehörigkeit ;

iv ) Geschlecht;

v ) besondere objektive und ständige Kennzeichen;

vi ) Grund für die Eingabe der Daten ;

vii ) vorgeschlagene Maßnahmen;

viii ) Warncode mit Hinweis auf frühere Erfahrungen hin­
sichtlich Bewaffnung, Gewalttätigkeit oder Fluchtge­
fahr .

In keinem Fall dürfen personenbezogene Daten aufge­
nommen werden, die in Artikel 6 Satz 1 des am 28 .
Januar 1981 in Straßburg unterzeichneten Übereinkom­
mens des Europarats zum Schutz des Menschen bei der
automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten ,
nachstehend „ Straßburger Übereinkommen von 1981 "
genannt, bezeichnet sind .

v ) Tendenzen bei Betrugspraktiken ;

vi ) Verfügbarkeit von Sachkenntnis .

( 2 ) Die Kommission gewährleistet den technischen
Betrieb der Infrastruktur des Zollinformationssystems
nach Maßgabe der Vorschriften, die in den im Rat
angenommenen Durchführungsmaßnahmen vorgesehen
sind .

Die Kommission erstattet dem in Artikel 16 vorgesehenen
Ausschuß Bericht über den Betrieb .

( 3 ) Die Kommission teilt diesem Ausschuß die für den
technischen Betrieb vorgesehenen praktischen Einzelhei­
ten mit .

Artikel 5Artikel 4

Die Mitgliedstaaten bestimmen, welche Daten in die
Kategorien i ) bis vi ) des Artikels 3 in das Zollinforma­
tionssystem aufgenommen werden, soweit dies für die
Zwecke des Systems notwendig ist . In die Kategorien v )

( 1 ) Daten der Kategorien i ) bis iv ) des Artikels 3 sind
nur zum Zweck der Feststellung und Unterrichtung, der
verdeckten Registrierung oder der gezielten Kontrolle in
das Zollinformationssystem aufzunehmen .
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Verwaltungsvorschriften und Verfahren des betreffenden
Mitgliedstaats auch andere Behörden befugt sein , zur
Erreichung des in Artikel 2 Absatz 2 genannten Zwecks
tätig zu werden .

( 2 ) Für die in Absatz 1 genannten vorgeschlagenen Maß­
nahmen dürfen personenbezogene Daten der Kategorien
i ) bis iv ) des Artikels 3 in das Zollinformationssystem nur
dann aufgenommen werden , wenn es — vor allem auf­
grund früherer illegaler Handlungen — tatsächliche
Anhaltspunkte dafür gibt, daß die betreffende Person eine
schwere Zuwiderhandlung gegen einzelstaatliche Rechts­
vorschriften begangen hat, begeht oder begehen wird . ( 2 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln den anderen Mit­

gliedstaaten und dem in Artikel 16 genannten Ausschuß
ein Verzeichnis ihrer zuständigen Behörden , die gemäß
Absatz 1 für den direkten Zugang zum Zollinformations­
system benannt sind , wobei im Fall jeder Behörde anzu­
geben ist , zu welchen Daten und zu welchem Zweck sie
Zugang erhalten darf .

Artikel 6

( 1 ) Bei Durchführung der in Artikel 5 Absatz 1 genann­
ten vorgeschlagenen Maßnahmen können folgende Aus­
künfte ganz oder teilweise eingeholt und dem eingeben­
den Mitgliedstaat übermittelt werden : ( 3 ) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 können die

Mitgliedstaaten internationalen oder regionalen Organisa­
tionen im Wege der Einstimmigkeit Zugang zum Zollin­
formationssystem gestatten . Die Einstimmigkeit wird im
Rahmen eines Protokolls zu diesem Übereinkommen fest­
gestellt . Bei ihrer Beschlußfassung berücksichtigen die
Mitgliedstaaten etwaige Gegenseitigkeitsvereinbarungen
und jede Stellungnahme der in Artikel 18 genannten
gemeinsamen Aufsichtsbehörde in bezug auf die Ange­
messenheit der Datenschutzmaßnahmen .

I ) Auffindung der Ware , des Transportmittels , des
Unternehmens oder der Person , die in der Meldung
genannt wurden ;

ii ) Ort, Zeit und Grund für die Kontrolle ;

iii ) Fahrtroute und Reiseziel ;

iv ) Personen , die die betreffende Person begleiten oder
das Transportmittel benutzen ;

v ) verwendetes Transportmittel ;

vi ) beförderte Gegenstände ;

vii ) nähere Umstände der Auffindung der Ware , des
Transportmittels , des Unternehmens oder der Per­
son .

Artikel 8

( 1 ) Die Mitgliedstaaten dürfen die Daten, die sie vom
Zollinformationssystem erhalten , nur zur Erreichung des
in Artikel 2 Absatz 2 genannten Zwecks verwenden ;
abweichend hiervon können sie die Daten mit vorheriger
Genehmigung des Mitgliedstaats , der diese Daten in das
System eingegeben hat , zu den von diesem festgesetzten
Bedingungen für Verwaltungszwecke und andere Zwecke
verwenden . Diese anderweitige Verwendung erfolgt nach
Maßgabe der Rechts - und Verwaltungsvorschriften und
Verfahren des Mitgliedstaats , der die Daten verwenden
möchte , und sollte dem Grundsatz des Absatzes 5.5 der
F^mpfehlung R ( 87 ) 15 des Ministerkomitees des Europa­
rats vom 17 . September 1987 Rechnung tragen .

Werden derartige Auskünfte im Verlauf einer verdeckten
Registrierung eingeholt , so ist dafür zu sorgen , daß die
Unauffälligkeit der Registrierung nicht gefährdet wird .

( 2 ) Im Rahmen einer gezielten Kontrolle nach Artikel 5
Absatz 1 können Personen, Transportmittel und Gegen­
stände , soweit es nach Maßgabe der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften und Verfahren des Mitgliedstaats , in
dem die Kontrolle stattfindet, zulässig ist , durchsucht
werden . Ist eine gezielte Kontrolle nach dem Recht des
betreffenden Mitgliedstaats unzulässig, so ist dieser Mit­
gliedstaat befugt, statt dessen automatisch eine Feststel­
lung und Unterrichtung vorzunehmen .

( 2 ) Unbeschadet der Absätze 1 und 4 dieses Artikels
sowie des Artikels 7 Absatz 3 dürfen Daten aus dem
Zollinformationssystem in jedem Mitgliedstaat nur von
den Behörden verwendet werden , die von diesem benannt
und befugt sind , nach Maßgabe der Rechts - und Verwal­
tungsvorschriften und Verfahren dieses Mitgliedstaats zur
Erreichung des in Artikel 2 Absatz 2 genannten Zwecks
tätig zu werden .Artikel 7

( 1 ) Der unmittelbare Zugang zu den im Zollinforma­
tionssystem enthaltenen Daten ist den von jedem Mit­
gliedstaat benannten einzelstaatlichen Behörden vorbehal­
ten . Bei diesen einzelstaatlichen Behörden handelt es sich
um Zollbehörden, doch können je nach den Rechts - und

( 3 ) Jeder Mitgliedstaat übermittelt den anderen Mit­
gliedstaaten und dem in Artikel 16 genannten Ausschuß
ein Verzeichnis der zuständigen Behörden , die er gemäß
Absatz 2 benannt hat .
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(2 ) Die Verwendung der Daten aus dem Zollinforma­
tionssystem einschließlich der Durchführung von Maß­
nahmen nach Artikel 5 , die der eingebende Mitgliedstaat
vorschlägt, erfolgt nach Maßgabe der Rechts - und Ver­
waltungsvorschnften und Verfahren des Mitgliedstaats ,
der diese Daten verwendet, sofern dieses Übereinkommen
keine strengeren Vorschriften enthält .

(4 ) Daten aus dem Zollinformationssystem dürfen mit
vorheriger Zustimmung des Mitgliedstaats , der sie in das
System eingegeben hat, zu den von ihm festgesetzten
Bedingungen zur Verwendung durch andere als die in
Absatz 2 genannten einzelstaatlichen Behörden , Drittstaa­
ten und internationale oder regionale Organisationen, die
diese Daten verwenden wollen, weitergeleitet werden .
Jeder Mitgliedstaat trifft besondere Maßnahmen , um die
Sicherheit solcher Daten bei der Übermittlung oder Wei­
tergabe an Dienststellen außerhalb seines Hoheitsgebiets
zu gewährleisten . Diese Maßnahmen sind der in Artikel
18 genannten gemeinsamen Aufsichtsbehörde im einzel­
nen mitzuteilen .

Artikel 10

Artikel 9

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat bestimmt die auf nationaler
Ebene für das Zollinformationssystem zuständige Zollbe­
hörde .

( 2 ) Diese Behörde trägt für den ordnungsgemäßen
Betrieb des Zollinformationssystems in dem betreffenden
Mitgliedstaat Sorge und stellt durch entsprechende Maß­
nahmen sicher , daß die Bestimmungen dieses Überein­
kommens eingehalten werden .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten geben einander die zuständigen
Behörden gemäß Absatz 1 bekannt .

( 1 ) Die Aufnahme der Daten in das Zollinformationssy­
stem erfolgt nach Maßgabe der Rechts - und Verwaltungs­
vorschriften und Verfahren des eingebenden Mitglied­
staats , sofern dieses Übereinkommen keine strengeren
Vorschriften enthält .

KAPITEL IV

DATENÄNDERUNG

Artikel 1 1

( 1 ) Nur der eingebende Mitgliedstaat ist befugt, die von
ihm in das Zollinformationssystem eingegebenen Daten
zu ändern , zu ergänzen , zu berichtigen oder zu löschen .

( 4 ) Stellt ein Mitgliedstaat bei der Eingabe von Daten in
das Zollinformationssystem fest , daß seine Mitteilung in
bezug auf den Inhalt oder die empfohlene Maßnahme im
Widerspruch zu einer früheren Mitteilung steht, so unter­
richtet er unverzüglich den Mitgliedstaat, der die frühere
Mitteilung gemacht hat . Die beiden Mitgliedstaaten ver­
suchen dann , zu einer Lösung zu kommen . Können sie
sich nicht einigen , so bleibt die erste Mitteilung bestehen ;
von der neuen Mitteilung werden nur die Teile in das
System aufgenommen , die nicht im Widerspruch zu der
früheren stehen .

( 2 ) Stellt ein eingebender Mitgliedstaat fest oder wird er
darauf aufmerksam gemacht, daß die von ihm eingegebe­
nen Daten sachlich falsch sind oder ihre Eingabe oder
Speicherung im Widerspruch zu diesem Übereinkommen
steht , so ändert, ergänzt , berichtigt oder löscht er die
Daten je nach Fall und setzt die anderen Mitgliedstaaten
davon in Kenntnis . ( 5 ) Trifft in einem Mitgliedstaat, ein Gericht oder eine

andere zuständige Behörde hinsichtlich einer Änderung,
Ergänzung, Berichtigung oder Löschung von Daten im
Zollinformationssystem eine endgültige Entscheidung, so
einigen sich die Mitgliedstaaten vorbehaltlich der Bestim­
mungen dieses Übereinkommens untereinander darauf ,
diese Entscheidung durchzuführen . Im Fall widersprüchli­
cher Entscheidungen von Gerichten oder anderen zustän­
digen Behörden in verschiedenen Mitgliedstaaten, Ent­
scheidungen nach Artikel 15 Absatz 4 über eine Berichti­
gung oder Löschung eingeschlossen , löscht der Mitglied­
staat, der die betreffenden Daten eingegeben hat, diese
aus dem System .

( 3 ) Hat ein Mitgliedstaat Grund zu der Annahme, daß
bestimmte Daten sachlich falsch sind oder ihre Eingabe
oder Speicherung in das bzw . im Zollinformationssystem
im Widerspruch zu diesem Übereinkommen steht , so
benachrichtigt er so rasch wie möglich den eingebenden
Mitgliedstaat . Dieser überprüft die betreffenden Daten
und berichtigt oder löscht sie nötigenfalls unverzüglich .
Er setzt die anderen Mitgliedstaaten von jeder Berichti­
gung oder Löschung in Kenntnis .
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KAPITEL V

SPEICHERZEIT

Artikel 12 ( 3 ) Das Zollinformationssystem unterrichtet den einge­
benden Mitgliedstaat automatisch einen Monat im voraus
über einen nach Absatz 2 geplanten Datentransfer vom
Zollinformationssystem .

( 1 ) In das Zollinformationssystem eingegebene Daten
sind nur so lange zu speichern, wie es zur Erfüllung des
Zwecks , zu dem sie eingegeben wurden, notwendig ist .
Mindestens einmal jährlich überprüfen die eingebenden
Mitgliedstaaten , ob ihre weitere Speicherung notwendig
ist .

( 2 ) Während der Überprüfung können sich die eingeben­
den Mitgliedstaaten für eine weitere Speicherung der
Daten bis zur nächsten Überprüfung entscheiden , wenn es
der Zweck, zu dem sie eingegeben wurden, erfordert .
Wurde über die weitere Speicherung der Daten nicht
entschieden, so werden diese unbeschadet des Artikels 15
automatisch auf den Teil des Zollinformationssystems
übertragen, der nach Absatz 4 nur in begrenztem Umfang
zugänglich ist .

(4 ) Gemäß Absatz 2 übertragene Daten verbleiben noch
ein Jahr lang im Zollinformationssystem, sind aber unbe­
schadet des Artikels 15 nur für einen Vertreter des in
Artikel 16 genannten Ausschusses oder für die in Artikel
17 Absatz 1 und Artikel 18 Absatz 1 genannten Auf­
sichtsbehörden zugänglich . In dieser Zeit dürfen sie von
den genannten Stellen nur zum Zweck der Überprüfung
ihrer Richtigkeit und Rechtmäßigkeit abgefragt werden ;
danach sind sie zu löschen .

KAPITEL VI

DATENSCHUTZ FÜR PERSONENBEZOGENE DATEN

Artikel 13 formationssystem gespeicherten personenbezogenen Da­
ten , die zu einem anderen Zweck als dem in Artikel 2
Absatz 2 genannten erfolgt , nach seinen Rechts - und
Verwaltungsvorschriften und Verfahren rechtswidrig ist .

( 2 ) Daten dürfen nur zu technischen Zwecken vervielfäl­
tigt werden , soweit dies zum unmittelbaren Abruf durch
die in Artikel 7 genannten Behörden erforderlich ist .
Vorbehaltlich des Artikels 8 Absatz 1 dürfen personenbe­
zogene Daten , die von anderen Mitgliedstaaten eingege­
ben worden sind , nicht aus dem Zollinformationssystem
in andere nationale Dateien übernommen werden .

( 1 ) Die Mitgliedstaaten, die personenbezogene Daten
vom Zollinformationssystem erhalten oder darin spei­
chern wollen, verabschieden spätestens zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Übereinkommens die einzelstaat­
lichen Rechts - und Verwaltungsvorschriften , die minde­
stens den Grad an Datenschutz für personenbezogene
Daten gewährleisten, der sich aus den Grundsätzen des
Straßburger Übereinkommens von 1981 ergibt .

( 2 ) Ein Mitgliedstaat erhält vom Zollinformationssystem
erst dann personenbezogene Daten oder darf solche in
das System eingeben , wenn in seinem Hoheitsgebiet die in
Absatz 1 vorgesehenen Bestimmungen zum Schutz solcher
Daten in Kraft getreten sind . Außerdem muß der Mit­
gliedstaat eine oder mehrere nationale Aufsichtsbehörden
gemäß Artikel 17 benannt haben .

( 3 ) Um die ordnungsgemäße Anwendung der Daten­
schutzbestimmungen dieses Übereinkommens zu gewähr­
leisten , ist das Zollinformationssystem in jedem Mitglied­
staat als nationale Datei anzusehen , die den in Absatz 1
genannten einzelstaatlichen Bestimmungen und etwaigen
weitergehenden Bestimmungen dieses Übereinkommens
unterliegt .

Artikel 15

( 1 ) Die Rechte der Betroffenen hinsichtlich der im Zoll­
informationssystem gespeicherten personenbezogenen Da­
ten, insbesondere das Recht auf Auskunft , richten sich
nach den Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Ver­
fahren des Mitgliedstaats , in dem sie geltend gemacht
werden .

Soweit dies in den Rechts- und VerwaltungsVorschriften
und Verfahren des betreffenden Mitgliedstaats festgelegt
ist , entscheidet die in Artikel 17 bezeichnete Aufsichtsbe­
hörde darüber , ob und wie Auskünfte erteilt werden
können .

Ein Mitgliedstaat, der die betreffenden Daten nicht einge­
geben hat, darf diese nur mitteilen, wenn er zuvor dem
eingebenden Mitgliedstaat Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben hat .

Artikel 14

( 1 ) Vorbehaltlich des Artikels 8 Absatz 1 stellt jeder
Mitgliedstaat sicher, daß jede Verwendung von im Zollin­
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( 2 ) Ein um Auskunft über personenbezogene Daten
ersuchter Mitgliedstaat verweigert die Auskunft , wenn
dies zur Durchführung einer rechtmäßigen Maßnahme
gemäß Artikel 5 Absatz 1 oder zum Schutz der Rechte
und Freiheiten Dritter unerläßlich ist . Die Auskunftsertei­
lung unterbleibt in jedem Fall während der verdeckten
Registrierung beziehungsweise während der Feststellung
und Unterrichtung .

( 3 ) In allen Mitgliedstaaten kann jede Person nach Maß­
gabe der Rechts - und Verwaltungsvorschriften und der
Verfahren des jeweiligen Mitgliedstaats die ihn selbst
betreffenden personenbezogenen Daten berichtigen oder
löschen lassen , falls diese Daten sachlich unrichtig sind
oder falls sie im Widerspruch zu dem in Artikel 2 Absatz
2 dieses Übereinkommens genannten Zweck oder den
Bestimmungen des Artikels 5 des Straßburger Überein­
kommens von 1981 in das Zollinformationssystem aufge­
nommen worden sind oder darin gespeichert werden .

(4 ) Im Hoheitsgebiet eines jeden Mitgliedstaats darf
jeder nach Maßgabe der Rechts - und Verwaltungsvor­
schriften und Verfahren des jeweiligen Mitgliedstaats hin­
sichtlich ihn selbst betreffender im Zollinformationssy­
stem gespeicherter personenbezogener Daten vor Gericht
oder der nach den Rechts - und VerwaltungsvorSchriften

und Verfahren dieses Mitgliedstaats zuständigen Behörde
Klage erheben oder gegebenenfalls Beschwerde einlegen ,
um

i ) sachlich falsche personenbezogene Daten berichtigen
oder löschen zu lassen;

ii ) im Widerspruch zu diesem Übereinkommen in das
Zollinformationssystem eingegebene oder in ihm
gespeicherte personenbezogene Daten berichtigen
oder löschen zu lassen;

iii ) Auskunft über personenbezogene Daten zu erlan­
gen;

iv ) Entschädigung nach Artikel 21 Absatz 2 zu erhal­
ten .

Die betreffenden Mitgliedstaaten verpflichten sich gegen­
seitig , die endgültigen Entscheidungen eines Gerichts oder
einer anderen zuständigen Behörde gemäß den Ziffern i ),
ii ) und iii ) durchzuführen .

( 5 ) Die Bezugnahme in diesem Artikel und in Artikel 11
Absatz 5 auf eine „ endgültige Entscheidung " bedeutet
nicht , daß ein Mitgliedstaat verpflichtet ist , die Entschei­
dung eines Gerichts oder einer anderen zuständigen
Behörde anzufechten .

KAPITEL VII

ORGANE

Artikel 16 — für das ordnungsgemäße Funktionieren des Zollinfor­
mationssystems in technischer und betrieblicher Hin­
sicht . Er trifft alle notwendigen Maßnahmen, um zu
gewährleisten , daß die in den Artikels 12 und 19
genannten Maßnahmen in bezug auf das Zollinforma­
tionssystem ordnungsgemäß durchgeführt werden .
Für die Zwecke dieses Absatzes kann er direkten
Zugang zu den Daten des Zollinformationssystems
erhalten und davon Gebrauch machen .

( 3 ) Der Ausschuß erstattet dem Rat in Übereinstimmung
mit Titel V des Vertrags über die Europäische Union
jährlich Bericht über die Wirksamkeit und das Funktio­
nieren des Zollinformationssystems und spricht, wenn
nötig , Empfehlungen aus .

( 4 ) Die Kommission wird an den Arbeiten des Ausschus­
ses beteiligt .

( 1 ) Es wird ein Ausschuß aus Vertretern der Zollverwal­
tungen der Mitgliedstaaten eingesetzt . Der Ausschuß
beschließt einstimmig in bezug auf die Bestimmungen des
Absatzes 2 erster Gedankenstrich und mit Zweidrittel­
mehrheit in bezug auf die Bestimmungen des Absatzes 2
zweiter Gedankenstrich . Er legt einstimmig seine
Geschäftsordnung fest .

( 2 ) Der Ausschuß ist verantwortlich

— für die Durchführung und ordnungsgemäße Anwen­
dung der Bestimmungen dieses Übereinkommens
unbeschadet der Befugnisse der in Artikel 17 Absatz 1
und Artikel 18 Absatz 1 genannten Behörden ;

KAPITEL VIII

DATENSCHUTZÜBERWACHUNG

Artikel 17 Die Aufsichtsbehörden sollen nach Maßgabe ihrer jeweili­
gen Rechtsvorschriften unabhängig Aufsicht führen und
Kontrollen vornehmen, um zu gewährleisten, daß durch
die Verarbeitung und Verwendung der im Zollinforma­
tionssystem enthaltenen Daten die Rechte der betroffenen

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere natio­
nale Aufsichtsbehörden, die beauftragt sind , die perso­
nenbezogenen Daten zu schützen und derartige Daten , die
in das Zollinformationssystem aufgenommen werden,
unabhängig zu überwachen .



Nr. C 316/40 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 27. 11 . 95

und des Straßburger Übereinkommens von 1981 , wobei
sie der Empfehlung R ( 87 ) 15 des Ministerkomitees des
Europarates vom 17 . September 1987 Rechnung trägt .

Person nicht verletzt werden . Zu diesem Zweck haben die
Aufsichtsbehörden Zugang zum Zollinformationssystem .

( 2 ) Jeder hat das Recht, jede nationale Aufsichtsbehörde
zu ersuchen , die zu seiner Person im Zollinformationssy­
stem gespeicherten Daten sowie deren Nutzung zu über­
prüfen . Dieses Recht wird nach Maßgabe der Rechts - und
Verwaltungsvorschriften und Verfahren des Mitglied­
staats ausgeübt, an den das Ersuchen gerichtet wird .
Wurden die Daten von einem anderen Mitgliedstaat ein­
gegeben , so erfolgt die Kontrolle in enger Abstimmung
mit der Aufsichtsbehörde dieses Mitgliedstaats .

( 3 ) Die gemeinsame Aufsichtsbehörde ist befugt, den
Betrieb des Zollinformationssystems zu überwachen, die
dabei auftretenden Anwendungs - oder Auslegungsschwie­
rigkeiten zu prüfen , Probleme , die im Zusammenhang mit
der unabhängigen Überwachung durch die nationalen
Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten oder bei der Aus­
übung des Rechts auf Auskunft durch Einzelpersonen
auftreten können , zu untersuchen und Vorschläge zur
gemeinsamen Lösung der Probleme auszuarbeiten .

Artikel 18

( 4 ) Die gemeinsame Aufsichtsbehörde erhält zur Erfül­
lung ihrer Aufgaben Zugang zum Zollinformationssy­
stem .

( 1 ) Es wird eine gemeinsame Aufsichtsbehörde einge­
setzt ; sie besteht aus je zwei Vertretern der Mitgliedstaa­
ten , die von der/den jeweiligen unabhängigen nationalen
Aufsichtsbehörde(n ) abgestellt werden .

( 2 ) Die gemeinsame Aufsichtsbehörde erfüllt ihre Aufga­
ben gemäß den Bestimmungen dieses Übereinkommens

( 5 ) Berichte der gemeinsamen Aufsichtsbehörde sind den
Behörden zu übermitteln, denen die Berichte der nationa­
len Aufsichtsbehörden vorgelegt werden .

KAPITEL IX

SICHERHEIT DES ZOLLINFORMATIONSSYSTEMS

Artikel 19

( 1 ) Es werden alle notwendigen Verwaltungsmaßnahmen
zur Erhaltung der Sicherheit getroffen :

i ) von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
in bezug auf die Terminals des Zollinformationssy­
stems in den jeweiligen Staaten ;

11 ) von dem in Artikel 16 genannten Ausschuß in bezug
auf das Zollinformationssystem und die in denselben
Räumlichkeiten wie dieses System befindlichen Ter­
minals , die für technische Zwecke und die Überprü­
fungen gemäß Absatz 3 genutzt werden .

iii ) die nicht genehmigte Eingabe von Daten und jede
nicht genehmigte Abfrage , Änderung oder Löschung
von Daten zu verhindern;

iv ) den Zugang mit Hilfe von Datenübertragungsein­
richtungen zu Daten des Zollinformationssystems
durch Unbefugte zu verhindern;

v ) zu gewährleisten, daß zur Benutzung des Zollinfor­
mationssystems berechtigte Personen nur Zugang zu
den Daten erhalten , für die sie zuständig sind ;

vi ) zu gewährleisten, daß nachgeprüft und festgestellt
werden kann, welchen Behörden Daten mit Hilfe
von Datenübertragungseinrichtungen übermittelt
werden dürfen ;

vii ) zu gewährleisten , daß nachträglich nachgeprüft und
festgestellt werden kann, welche Daten wann und
von wem in das Zollinformationssystem eingegeben
wurden , und daß die Abfrage überwacht werden
kann ;

viii ) unbefugtes Lesen, Kopieren , Ändern oder Löschen
von Daten während der Datenübertragung und der
Beförderung von Datenträgern zu verhindern .

( 2 ) Die zuständigen Behörden und der in Artikel 16
genannte Ausschuß treffen insbesondere Maßnahmen ,
um

l ) zu verhindern , daß Unbefugte Zugang zu den Daten­
verarbeitungsanlagen erhalten ;

ii ) zu verhindern , daß Daten und Datenträger von
Unbefugten gelesen , kopiert, geändert oder entfernt
werden ;
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Artikel 20( 3 ) Der in Artikel 16 genannte Ausschuß überwacht die
Abfrage des Zollinformationssystems, um festzustellen ,
ob die Suchvorgänge zulässig waren und von berechtigten
Benutzern vorgenommen wurden . Mindestens 1 v . H.
aller Suchvorgänge sind zu überprüfen . Von diesen Über­
prüfungen ist im System ein Protokoll anzulegen , das nur
zu dem vorgenannten Zweck von dem genannten Aus­
schuß und den in den Artikeln 17 und 18 genannten
Aufsichtsbehörden verwendet werden darf und nach
sechs Monaten zu löschen ist .

Die zuständige Zollbehörde gemäß Artikel 10 Absatz 1
ist für die Sicherheitsmaßnahmen nach Artikel 19 in
bezug auf die im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied­
staats befindlichen Terminals , die Überprüfungen nach
Artikel 12 Absätze 1 und 2 und — soweit nach den
Rechts - und Verwaltungsvorschriften und Verfahren die­
ses Mitgliedstaats erforderlich — in sonstiger Hinsicht für
die ordnungsgemäße Durchführung dieses Übereinkom­
mens zuständig .

KAPITEL X

VERANTWORTUNG UND HAFTUNG

Artikel 21 Artikel 2.2

( 1 ) Die Kosten in Verbindung mit dem Betrieb und der
Benutzung des Zollinformationssystems durch die Mit­
gliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet gehen zu Lasten des
jeweiligen Mitgliedstaats .

( 2 ) Die anderen Ausgaben , die durch die Durchführung
dieses Übereinkommens entstehen , mit Ausnahme der
Ausgaben , die vom Betrieb des Zollinformationssystems
zum Zweck der Anwendung der Zoll - und Agrarregelung
der Gemeinschaft nicht abzutrennen sind , gehen zu
Lasten der Mitgliedstaaten . Der Anteil jeder Vertragspar­
tei bestimmt sich nach Maßgabe des Verhältnisses , das
zwischen ihrem Bruttosozialprodukt und der Summe der
Bruttosozialprodukte der Mitgliedstaaten für das dem
Jahr der Kostenentstehung vorangehende Jahr besteht .

Für die Zwecke dieses Absatzes bezeichnet der Ausdruck
„Bruttosozialprodukt " das Bruttosozialprodukt gemäß
der Richtlinie 89/130/EWG, Euratom des Rates vom 13 .
Februar 1989 zur Harmonisierung der Erfassung des
Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen (') oder den sie
ändernden oder ersetzenden Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft .

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat ist für die Richtigkeit und Aktua­
lität sowie die Rechtmäßigkeit der Daten verantwortlich ,
die er in das Zollinformationssystem eingegeben hat .
Jeder Mitgliedstaat ist ferner für die Einhaltung von
Artikel 5 des Straßburger Übereinkommens von 1981
verantwortlich .

( 2 ) Jeder Mitgliedstaat haftet nach seinen eigenen
Rechts - und Verwaltungsvorschriften und Verfahren für
Schäden, die einer Person durch die Benutzung des Zoll­
informationssystems in dem betreffenden Mitgliedstaat
entstehen .

Dies gilt auch , wenn der Schaden von dem eingebenden
Mitgliedstaat durch Eingabe unrichtiger oder im Wider­
spruch zu diesem Übereinkommen stehender Daten verur­
sacht wurde .

( 3 ) Handelt es sich bei dem Mitgliedstaat, gegen den
Klage wegen unrichtiger Daten erhoben wird , nicht um
den Mitgliedstaat, der die Daten eingegeben hat, so
versuchen die betreffenden Mitgliedstaaten , sich gegebe­
nenfalls auf den Anteil der als Entschädigung gezahlten
Summe zu einigen , den der Mitgliedstaat , welcher die
Daten eingegeben hat, dem anderen Mitgliedstaat zu
erstatten hat . Die vereinbarten Summen werden auf
Antrag erstattet . (') ABl . Nr . L 49 vom 21 . 2 . 1989 , S. 26 .

KAPITEL XI

DURCHFUHRUNG UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 23 ( 2 ) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Generalsekretär
des Rates der Europäischen Union den Abschluß der
Verfahren , die nach ihren jeweiligen verfassungsrechtli­
chen Vorschriften für die Annahme dieses Übereinkom­
mens erforderlich sind .

Der in diesem Übereinkommen vorgesehene Informa­
tionsaustausch findet unmittelbar zwischen den Behörden
der Mitgliedstaaten statt .

Artikel 24

( 1 ) Dieses Übereinkommen bedarf der Annahme durch
die Mitgliedstaaten nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfas­
sungsrechtlichen Vorschriften .

( 3 ) Dieses Übereinkommen tritt 90 Tage nach der in
Absatz 2 genannten Notifizierung durch den Mitglied­
staat, der diese Förmlichkeit zuletzt vornimmt, in Kraft .
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Artikel 25 (2 ) Der Verwahrer veröffentlicht im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften den Stand der Annahmen und
Beitritte , die Erklärungen und die Vorbehalte sowie alle
sonstigen Notifizierungen im Zusammenhang mit diesem
Übereinkommen.

Artikel 27

( 1 ) Dieses Übereinkommen steht allen Staaten, die Mit­
glied der Europäischen Union werden, zum Beitritt
offen .

( 2 ) Der vom Rat der Europäischen Union erstellte Wort­
laut dieses Übereinkommens in der Sprache des beitreten­
den Staats ist verbindlich .

( 3 ) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hin­
terlegt .

(4 ) Dieses Übereinkommen tritt für jeden Staat, der ihm
beitritt , 90 Tage nach der Hinterlegung seiner Beitrittsur­
kunde oder aber zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Übereinkommens in Kraft, wenn dieses beim Ablauf des
genannten 90-Tage-Zeitraums noch nicht in Kraft getre­
ten ist .

( 1 ) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten über die Aus­
legung oder Anwendung dieses Übereinkommens werden
zunächst im Rat nach dem Verfahren des Titels VI des
Vertrags über die Europäische Union mit dem Ziel ihrer
Beilegung erörtert .

Ist die Streitigkeit nach Ablauf von sechs Monaten nicht
beigelegt, so kann der Gerichtshof der Europäischen
Gemeinschaften von einer Streitpartei befaßt werden .

( 2 ) Der Gerichtshof kann mit Streitigkeiten zwischen
einem oder mehreren Mitgliedstaaten und der Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften über die Anwen­
dung dieses Übereinkommens befaßt werden, die nicht im
Wege von Verhandlungen beigelegt werden konnten .

Artikel 26

( 1 ) Verwahrer dieses Übereinkommens ist der Generalse­
kretär des Rates der Europäischen Union .
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En fe de lo cual , los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Convenio .

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne konvention .

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses
Übereinkommen gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω, οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους κάτω από
την παρούσα σύμβαση .

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have hereunto set their hands .

En foi de quoi , les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas de la présente
convention .

Da fhianü sin , chuir na Länchumhachtaigh thios-sinithe a lämh leis an gCoinbhinsiün seo .

In fede di che , i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce alla presente
convenzione .

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze overeen­
komst hebben gesteld .

Em fé do que , os plenipotenciários abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no final da
presente convenção .

Tämän vakuudeksi alla mainitut täysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tämän yleissopi­
muksen .

Til bekräftelse härav har undertecknade befullmäktigade ombud undertecknat denna konven­
tion .

Hecho en Bruselas, el veintiséis de julio de mil novecientos noventa y cinco, en un ejemplar
único , en lenguas alemana, inglesa , danesa , española , finesa , francesa , griega, gaélica , italiana ,
neerlandesa , portuguesa y sueca , cuyos textos son igualmente auténticos y que será depositado
en los archivos de la Secretaría General del Consejo de la Unión Europea .

Udfærdiget i Bruxelles den seksogtyvende juli nitten hundrede og femoghalvfems , i ét eksemplar
på dansk, engelsk, finsk, fransk , græsk, irsk , italiensk, nederlandsk, portugisisk , spansk , svensk
og tysk , hvilke tekster alle har samme gyldighed , og deponeres i arkiverne i Generalsekretariatet
for Rådet for Den Europæiske Union .

Geschehen zu Brüssel am sechsundzwanzigsten Juli neunzehnhundertfünfundneunzig in einer
Urschrift in dänischer , deutscher, englischer , finnischer , französischer , griechischer , irischer ,
italienischer, niederländischer , portugiesischer , schwedischer und spanischer Sprache , wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist ; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekreta­
riats des Rates der Europäischen Union hinterlegt .

Έγινε στις Βρυξέλλες , στις είκοσι εξι Ιουλίου χίλια εννιακόσια ενενήντα πέντε , σε ένα μόνο
αντίτυπο , στην αγγλική , γαλλική , γερμανική , δανική , ελληνική , ιρλανδική , ισπανική , ιταλική ,
ολλανδική , πορτογαλική , σουηδική και φινλανδική γλώσσα, όλα δε τα κείμενα είναι εξίσου
αυθεντικά και κατατίθενται στα αρχεία της Γενικής Γραμματείας του Συμβουλίου της Ευρωπαϊκής
Ένωσης.

Done at Brussels on the twenty-sixth day of July in the year one thousand nine hundred and
ninety-five in a single original , in the Danish, Dutch , English , Finnish, French , German, Greek ,
Irish , Italian, Portuguese , Spanish and Swedish languages , each text being equally authentic ,
such original remaining deposited in the archives of the General Secretariat of the Council of the
European Union .
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Fait à Bruxelles , le vingt-six juillet mil neuf cent quatre-vingt-quinze , en un exemplaire unique ,
en langues allemande , anglaise , danoise , espagnole , finnoise , française , grecque , irlandaise ,
italienne , néerlandaise , portugaise et suédoise, tous ces textes faisant également foi , exemplaire
qui est déposé dans les archives du Secrétariat général du Conseil de l'Union européenne .

Arna dhéanamh sa Bhruiséil , an séú lá is fiche de Iúil sa bhliain mile naoi gcéad nócha a cúig, i
scríbhinn bhunaidh amháin sa Bhéarla , sa Danmhairgis , san Fhionlainnis , sa Fhraincis , sa
Ghaeilge , sa Ghearmáinis , sa Ghreigis , san Iodáilis , san Ollainnis , sa Phortaingéilis , sa Spáinnis
agus sa tSualainnis agus comhúdarás ag na teacsanna i ngach ceann de na teangacha sin ;
deanfar an scríbhinn bhunaidh sin a thaisceadh i gcartlann Ardrúnaíocht Chomhairle an
Aontais Eorpaigh .

Fatto a Bruxelles , addì ventisei luglio millenovecentonovantacinque , in unico esemplare in lingua
danese , finlandese , francese, greca , inglese , irlandese , italiana , olandese , portoghese , spagnola ,
svedese e tedesca , i testi di ciascuna di queste lingue facenti ugualmente fede , esemplare
depositato negli archivi del segretariato generale dell'Unione europea .

Gedaan te Brussel , de zesentwintigste juli negentienhonderd vijfennegentig, in één exemplaar , in
de Deense , de Duitse , de Engelse , de Finse , de Franse , de Griekse , de Ierse , de Italiaanse , de
Nederlandse , de Portugese , de Spaanse en de Zweedse taal , zijnde alle teksten gelijkelijk
authentiek , dat wordt neergelegd in het archief van het Secretariaat-generaal van de Raad van
de Europese Unie .

Feito em Bruxelas , em vinte e seis de Julho de mil novecentos e noventa e cinco , em exemplar
único , nas línguas alemã , dinamarquesa , espanhola , finlandesa , francesa , grega , inglesa , irlan­
desa , italiana , neerlandesa , portuguesa e sueca , fazendo igualmente fé todos os textos ,
depositado nos arquivos do Secretariado-Geral do Conselho da União Europeia .

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäkuudentena päivänä heinäkuuta vuonna tuhatyh­
deksänsataayhdeksänkymmentäviisi yhtenä ainoana kappaleena englannin , espanjan , hollannin ,
iirin , italian , kreikan , portugalin , ranskan, ruotsin , saksan, suomen ja tanskan kielellä kaikkien
näiden tekstien ollessa yhtä todistusvoimaiset , ja se talletetaan Euroopan unionin neuvoston
pääsihteeristön arkistoon .

Utfärdad i Bryssel den tjugosjätte juli nittonhundranittiofem i ett enda exemplar, på danska ,
engelska , finska , franska , grekiska , irländska , italienska , nederländska , portugisiska , spanska ,
svenska och tyska , varvid alla texter är lika giltiga , och deponerad i arkiven vid generalsekreta­
riatet för Europeiska unionens råd .

Pour le gouvernement du royaume de Belgique

Voor de Regering van het Koninkrijk België

Für die Regierung des Königreichs Belgien

For regeringen for Kongeriget Danmark
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Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Για την κυβέρνηση της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por el Gobierno del Reino de Espana

Pour le gouvernement de la République française

Thar ceann Rialtas na hÉireann

For the Government of IrelancL
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Per il governo della Repubblica italiana

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden

Für die Regierung der Republik Österreich
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Pelo Governo da Repüblica Portuguesa

Suomen hallituksen puolesta

På svenska regeringens vägnar

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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RECHTSAKT DES RATES

vom 26. Juli 1995

über die Ausarbeitung des Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der
Europäischen Gemeinschaften

( 95./C 316/03 )

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union , insbesondere auf Artikel K.3 Absatz 2
Buchstabe c ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Mitgliedstaaten betrachten die Bekämpfung des Betrugs zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Europäischen Gemeinschaften als eine Angelegenheit von gemeinsamem Interesse
zur Verwirklichung der Ziele der Union , die unter die in Titel VI des Vertrags verankerte
Zusammenarbeit fällt .

Damit dieser Betrug möglichst wirksam bekämpft werden kann, ist ein erstes Übereinkommen
zu erstellen , das in Kürze durch ein weiteres Rechtsinstrument zur Verbesserung der Effizienz
des strafrechtlichen Schutzes der finanziellen Interessen der Gemeinschaften zu ergänzen ist —

BESCHLIESST, daß die Ausarbeitung des im Anhang wiedergegebenen Übereinkommens abge­
schlossen ist , das heute von den Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten der Union
unterzeichnet wird ;

EMPFIEHLT den Mitgliedstaaten , dieses Übereinkommen gemäß ihren verfassungsrechtlichen
Vorschriften anzunehmen .

Geschehen zu Luxemburg am 26 . Juli 1995 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. A. BELLOCH JULBE
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ANHANG

Übereinkommen

aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über den Schutz der
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN dieses Übereinkommens , die Mitgliedstaaten der Europäi­
schen Union —

UNTER BEZUGNAHME auf den Rechtsakt des Rates der Europäischen Union vom 26 . Juli
1995 ,

in dem Wunsch sicherzustellen , daß ihre Strafrechtsvorschriften in wirksamer Weise zum Schutz
der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften beitragen ,

IN ANBETRACHT der Tatsache , daß der Betrug im Zusammenhang mit den Einnahmen und
Ausgaben der Gemeinschaften in vielen Fällen grenzüberschreitende Formen annimmt und
häufig von kriminellen Organisationen begangen wird ,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß der Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemein­
schaften es erfordert, betrügerische Handlungen zum Nachteil dieser Interessen strafrechtlich zu
verfolgen und zu diesem Zweck eine einheitliche Definition festzulegen ,

ÜBERZEUGT von der Notwendigkeit , derartige Handlungen als Straftaten zu umschreiben und
durch wirksame, angemessene und abschreckende strafrechtliche Sanktionen — unbeschadet der
Verhängung andersartiger Sanktionen in geeigneten Fällen — ahnden zu können und zumindest
in schweren Fällen mit Freiheitsstrafen zu bedrohen , die zu einer Auslieferung führen können ,

IN ANERKENNUNG der Tatsache , daß Unternehmen in allen von den Europäischen Gemein­
schaften finanzierten Bereichen eine wichtige Rolle spielen und daß die F'ntscheidungsträger in
den Unternehmen in geeigneten Fällen nicht ihrer strafrechtlichen Verantwortlichkeit entgehen
sollten ,

ENTSCHLOSSEN, Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen Gemein­
schaften gemeinsam dadurch zu bekämpfen , daß Verpflichtungen betreffend Gerichtsbarkeit ,
Auslieferung und wechselseitige Zusammenarbeit eingegangen werden —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Allgemeine Bestimmungen

— das Verschweigen einer Information unter Verlet­
zung einer spezifischen Pflicht mit derselben
Folge ;

— die mißbräuchliche Verwendung solcher Mittel zu
anderen Zwecken als denen , für die sie ursprüng­
lich gewährt worden sind ;

b ) im Zusammenhang mit Einnahmen jede vorsätzliche
Handlung oder Unterlassung betreffend

— die Verwendung oder Vorlage falscher , unrichtiger
oder unvollständiger Erklärungen oder Unterlagen
mit der Folge , daß Mittel aus dem Gesamthaus­
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften oder
aus den Haushalten , die von den Europäischen
Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet
werden, rechtswidrig vermindert werden;

( 1 ) Für die Zwecke dieses Übereinkommens umfaßt der
Tatbestand des Betrugs zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Europäischen Gemeinschaften

a ) im Zusammenhang mit Ausgaben jede vorsätzliche
Handlung oder Unterlassung betreffend
— die Verwendung oder Vorlage falscher , unrichtiger

oder unvollständiger Erklärungen oder Unterlagen
mit der Folge , daß Mittel aus dem Gesamthaus­
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften oder
aus den Haushalten , die von den Europäischen
Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet
werden , unrechtmäßig erlangt oder zurückbehal­
ten werden;
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ihnen unterstellte Person zum Vorteil des Unternehmens
begeht, nach den Grundsätzen des innerstaatlichen Rechts
des Mitgliedstaats für strafrechtlich verantwortlich erklärt
werden können .

Artikel 4

Gerichtsbarkeit

— das Verschweigen einer Information unter Verlet­
zung einer spezifischen Pflicht mit derselben
Folge ;

— die mißbräuchliche Verwendung eines rechtmäßig
erlangten Vorteils mit derselben Folge .

(2 ) Vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 2 trifft jeder
Mitgliedstaat die erforderlichen und geeigneten Maßnah­
men, um Absatz 1 so in sein innerstaatliches Recht
umzusetzen, daß die von ihm erfaßten Handlungen als
Straftaten umschrieben werden .

( 3 ) Vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 2 ergreift jeder
Mitgliedstaat ferner die erforderlichen Maßnahmen,
damit die vorsätzliche Herstellung oder Bereitstellung
falscher , unrichtiger oder unvollständiger Erklärungen
oder Unterlagen mit der in Absatz 1 erwähnten Folge als
Straftat umschrieben wird , sofern sie nicht bereits entwe­
der als selbständige Straftat oder als Beteiligung am
Betrug im Sinne von Absatz 1 , als Anstiftung dazu oder
als Versuch eines solchen Betrugs strafbar ist .

( 4 ) Der vorsätzliche Charakter einer Handlung oder
Unterlassung im Sinne der Absätze 1 und 3 kann aus den
objektiven Tatumständen geschlossen werden .

Artikel 2

Sanktionen

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnah­
men, um seine Gerichtsbarkeit für gemäß Artikel 1 und
Artikel 2 Absatz 1 umschriebene Straftaten in den Fällen
zu begründen, in denen

— ausschließlich oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet
ein Betrug, eine Teilnahme an einem Betrug oder ein
versuchter Betrug zum Nachteil der finanziellen Inter­
essen der Europäischen Gemeinschaften begangen
worden ist , unter Einschluß von Betrugsfällen , in
denen der Vorteil in diesem Hoheitsgebiet erlangt
worden ist ;

— eine in seinem Hoheitsgebiet befindliche Person einen
solchen Betrug im Hoheitsgebiet eines anderen Staats
wissentlich unterstützt oder dazu anstiftet;

— der Straftäter ein Staatsangehöriger des betreffenden
Mitgliedstaats ist , wobei die Rechtsvorschriften dieses
Mitgliedstaats darauf abstellen können, daß die
Handlung auch in dem Land strafbar ist , in dem sie
begangen wurde .

( 2 ) Jeder Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemäß
Artikel 11 Absatz 2 erklären, daß er die in Absatz 1
dritter Gedankenstrich dieses Artikels vorgesehene Regel
nicht anwendet .

Artikel 5

Auslieferung und Verfolgung

( 1 ) Liefert ein Mitgliedstaat nach seinem Recht seine
eigenen Staatsangehörigen nicht aus , so trifft er die erfor­
derlichen Maßnahmen, damit von ihm gemäß Artikel 1
und Artikel 2 Absatz 1 umschriebene Straftaten, die von
seinen Staatsangehörigen außerhalb seines Hoheitsgebiets
begangen werden, seiner Gerichtsbarkeit unterliegen .

( 2 ) Jeder Mitgliedstaat befaßt, wenn einer seiner Staats­
angehörigen beschuldigt wird , in einem anderen Mitglied­
staat eine Straftat im Sinne von Artikel 1 und Artikel 2
Absatz 1 begangen zu haben, und er den Betreffenden
allein aufgrund von dessen Staatsangehörigkeit nicht aus­
liefert , seine zuständigen Behörden mit diesem Fall , damit
gegebenenfalls eine Verfolgung durchgeführt werden
kann . Zu diesem Zweck sind die die strafbare Handlung
betreffenden Akten, Unterlagen und Gegenstände nach
den Verfahren des Artikels 6 des Europäischen Ausliefe­
rungsübereinkommens zu übermitteln . Der ersuchende
Mitgliedstaat ist über die eingeleitete Verfolgung und
über deren Ergebnisse zu unterrichten .

( 3 ) Ein Mitgliedstaat darf die Auslieferung wegen eines
Betrugs zum Nachteil der finanziellen Interessen der

( 1 ) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnah­
men um sicherzustellen , daß die in Artikel 1 genannten
Handlungen sowie die Beteiligung an den Handlungen im
Sinne von Artikel 1 Absatz 1 , die Anstiftung dazu oder
der Versuch solcher Handlungen durch wirksame, ange­
messene und abschreckende Strafen geahndet werden
können, die zumindest in schweren Betrugsfällen auch
Freiheitsstrafen umfassen, die zu einer Auslieferung füh­
ren können; als schwerer Betrug gilt jeder Betrug , der
einen in jedem Mitgliedstaat festzusetzenden Mindestbe­
trag zum Gegenstand hat . Dieser Mindestbetrag darf
50 000 ECU nicht überschreiten .

( 2 ) Jedoch kann ein Mitgliedstaat in minderschweren
Betrugsfällen, die einen Gesamtbetrag von weniger als
4 000 ECU zum Gegenstand haben und bei denen gemäß
seinen Rechtsvorschriften keine besonderen erschweren­
den Umstände vorliegen , Sanktionen einer anderen
Rechtsnatur als die in Absatz 1 vorgesehenen Strafen
vorsehen .

( 3 ) Der Rat kann den in Absatz 2 vorgesehenen Betrag
einstimmig ändern .

Artikel 3

Strafrechtliche Verantwortung der Unternehmensleiter

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
damit die Leiter , Entscheidungsträger oder Träger von
Kontrollbefugnissen von Unternehmen bei betrügerischen
Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der
Europäischen Gemeinschaften gemäß Artikel 1 , die eine
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Europäischen Gemeinschaften nicht allein aus dem Grund
ablehnen, daß es sich um ein Abgaben- oder Zolldelikt
handelt .

( 4 ) Für die Zwecke dieses Artikels ist der Betriff „ Staats­
angehörige eines Mitgliedstaats " im Sinne der gegebenen­
falls von dem betreffenden Mitgliedstaat gemäß Artikel 6
Absatz 1 Buchstabe b ) des Europäischen Auslieferungs­
übereinkommens abgegebenen Erklärung und entspre­
chend Absatz 1 Buchstabe c ) des genannten Artikels
auszulegen .

c ) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde
lag, von einem Bediensteten dieses Mitgliedstaats
unter Verletzung seiner Amtspflichten begangen
wurde .

( 3 ) Ausnahmen, die Gegenstand einer Erklärung nach
Absatz 2 waren , finden keine Anwendung, wenn der
betreffende Mitgliedstaat den anderen Mitgliedstaat
wegen derselben Tat um Verfolgung ersucht oder die
Auslieferung des Betroffenen bewilligt hat .

( 4 ) Zwischen den Mitgliedstaaten geschlossene einschlä­
gige bilaterale oder multilaterale Übereinkünfte und die
Erklärungen dazu werden von diesem Artikel nicht
berührt .

Artikel 6

Zusammenarbeit

Artikel 8

Gerichtshof

( 1 ) Stellt ein Betrug , wie er in Artikel 1 definiert ist , eine
Straftat dar und betrifft er zwei oder mehr Mitgliedstaa­
ten, so arbeiten diese Staaten bei den Ermittlungen, der
Strafverfolgung und der Strafvollstreckung wirksam
zusammen, zum Beispiel durch Rechtshilfe , Auslieferung,
Übertragung der Strafverfolgung oder der Vollstreckung
in einem anderen Mitgliedstaat ergangener Urteile .

( 2 ) Steht mehreren Mitgliedstaaaten die Gerichtsbarkeit
und die Möglichkeit zu, eine Straftat , die auf denselben
Tatsachen beruht, wirksam zu verfolgen, so arbeiten die
betreffenden Mitgliedstaaten zusammen, um darüber zu
entscheiden , welcher von ihnen den oder die Straftäter
verfolgt , um die Strafverfolgung nach Möglichkeit in
einem einzigen Mitgliedstaat zu konzentrieren

( 1 ) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten über die Aus­
legung oder Anwendung dieses Übereinkommens werden
zunächst im Rat nach dem Verfahren des Titels VI des
Vertrags über die Europäischen Union mit dem Ziel ihrer
Beilegung erörtert .

Ist die Streitigkeit nach Ablauf von sechs Monaten nicht
beigelegt, so kann der Gerichtshof der Europäischen
Gemeinschaften von einer Streitpartei befaßt werden .

( 2 ) Der Gerichshof kann mit Streitigkeiten zwischen
einem oder mehreren Mitgliedstaaten und der Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften über die Artikel 1
oder 10 dieses Übereinkommens befaßt werden, die nicht
im Wege von Verhandlungen beigelegt werden konnten .

Artikel 7

Ne bis in idem

Artikel 9

Innerstaatliche Rechtsvorschriften

Dieses Übereinkommen hindert die Mitgliedstaaten nicht
daran, innerstaatliche Rechtsvorschriften zu erlassen , die
über die Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen
hinausgehen .

Artikel 10

Unterrichtung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten wenden in ihrem innerstaatli­
chen Strafrecht das „Ne-bis-in-idem"-Prinzip an, dem
zufolge jemand , der in einem Mitgliedstaat rechtskräftig
abgeurteilt worden ist , in einem anderen Mitgliedstaat
wegen derselben Tag nicht verfolgt werden darf, sofern
im Fall einer Verurteilung die Sanktion vollstreckt wor­
den ist oder derzeit vollstreckt wird oder nach dem Recht
des verurteilenden Staates nicht mehr vollstreckt werden
kann .

( 2 ) Ein Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemäß
Artikel 11 Absatz 2 erklären , daß er in einem oder
mehreren der folgenden Fälle nicht durch Absatz 1
gebunden ist :

a ) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde
lag , ganz oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet
begangen wurde . Im letzteren Fall gilt diese Aus­
nahme jedoch nicht, wenn diese Tat teilweise im
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats begangen wurde , in
dem das Urteil ergangen ist ;

b ) wenn die Tat, die dem ausländischen Urteil zugrunde
lag , eine gegen die Sicherheit oder andere gleicherma­
ßen wesentliche Interessen dieses Mitgliedstaats
gerichtete Straftat darstellt ;

( 1 ) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften den Wortlaut der Vor­
schriften , mit denen ihre Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen in innerstaatliches Recht umgesetzt wer­
den .

( 2 ) Zum Zweck der Anwendung dieses Übereinkom­
mens legen die Hohen Vertragsparteien im Rat der Euro­
päischen Union fest , welche Informationen zwischen den
Mitgliedstaaten oder zwischen den Mitgliedstaaten und
der Kommission zu übermitteln oder auszutauschen sind
und nach welchen Modalitäten dies zu erfolgen hat .
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Artikel 11

Inkrafttreten

(2 ) Der vom Rat der Europäischen Union erstellte Wort­
laut dieses Übereinkommens in der Sprache des beitreten­
den Staats ist verbindlich .

( 3 ) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hin­
terlegt .

( 4 ) Dieses Übereinkommen tritt für jeden Staat, der ihm
beitritt , 90 Tage nach der Hinterlegung seiner Beitrittsur­
kunde oder aber zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Übereinkommens in Kraft , wenn dieses beim Ablauf des
genannten 90-Tage-Zeitraums noch nicht in Kraft getre­
ten ist .

( 1 ) Dieses Ubereinkommen bedarf der Annahme durch
die Mitgliedstaaten nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfas­
sungsrechtlichen Vorschriften .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Generalsekretär
des Rates der Europäischen Union den Abschluß der
Verfahren , die nach ihren jeweiligen verfassungsrechtli­
chen Vorschriften für die Annahme dieses Übereinkom­
mens erforderlich sind .

( 3 ) Dieses Übereinkommen tritt 90 Tage nach der in
Absatz 2 genannten Notifizierung durch den Mitglied­
staat , der diese Förmlichkeit zuletzt vornimmt, in Kraft .

Artikel 13

Verwahrer

Artikel 12

Beitritt

( 1 ), Verwahrer dieses Ubereinkommens ist der Generalse­
kretär des Rates der Europäischen Union .

( 2 ) Der Verwahrer veröffentlicht im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften den Stand der Annahmen und
Beitritte , die Erklärungen und die Vorbehalte sowie alle
sonstigen Notifizierungen im Zusammenhang mit diesem
Übereinkommen .

( 1 ) Dieses Übereinkommen steht allen Staaten , die Mit­
glied der Europäischen Union werden, zum Beitritt
offen .
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En fe de lo cual , los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Convenio .

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne konvention .

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses
Übereinkommen gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω, οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τουο κάτω από
την παρούσα σύμβαση .

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have hereunto set their hands .

En foi de quoi , les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas de la présente
convention .

Da fhianü sin , chuir na Länchumhachtaigh thios-sinithe a lämh leis an gCoinbhinsiün seo .

In fede di che , i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce alla presente
convenzione .

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze overeen­
komst hebben gesteld .

Em fé do que , os plenipotenciários abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no final da
presente convenção .

Tämän vakuudeksi alla mainitut täysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tämän yleissopi­
muksen .

Til bekräftelse härav har undertecknade befullmäktigade ombud undertecknat denna konven­
tion .

Hecho en Bruselas , el veintiséis de julio de mil novecientos noventa y cinco , en un ejemplar
único , en lenguas alemana , inglesa , danesa , española , finesa , francesa , griega , gaélica , italiana ,
neerlandesa , portuguesa y sueca , cuyos textos son igualmente auténticos y que será depositado
en los archivos de la Secretaría General del Consejo de la Unión Europea .

Udfærdiget i Bruxelles den seksogtyvende juli nitten hundrede og femoghalvfems, i ét eksemplar
på dansk , engelsk , finsk , fransk , græsk, irsk , italiensk , nederlandsk , portugisisk , spansk , svensk
og tysk , hvilke tekster alle har samme gyldighed , og deponeres i arkiverne i Generalsekretariatet
for Rådet for Den Europæiske Union .

Geschehen zu Brüssel am sechsundzwanzigsten Juli neunzehnhundertfünfundneunzig in einer
Urschrift in dänischer , deutscher , englischer , finnischer , französischer , griechischer , irischer ,
italienischer , niederländischer , portugiesischer , schwedischer und spanischer Sprache , wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist ; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekreta­
riats des Rates der Europäischen Union hinterlegt .

Έγινε στις Βρυξελλες , στις είκοσι εξι Ιουλίου χίλια εννιακόσια ενενήντα πέντε , σε ένα μόνο
αντίτυπο , στην αγγλική , γαλλική , γερμανική , δανική , ελληνική , ιρλανδική , ισπανική , ιταλική ,
ολλανδική , πορτογαλική , σουηδική και φινλανδική γλώσσα, όλα δε τα κείμενα είναι εξίσου
αυθεντικά και κατατίθενται στα αρχεία της Γενικής Γραμματείας του Συμβουλίου της Ευρωπαϊκής
Ένωσης .

Done at Brussels on the twenty-sixth day of July in the year one thousand nine hundred and
ninety-five in a single original , in the Danish , Dutch , English , Finnish , French , German, Greek ,
Irish , Italian , Portuguese , Spanish and Swedish languages , each text being equally authentic ,
such original remaining deposited in the archives of the General Secretariat of the Council of the
European Union .
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Fait à Bruxelles , le vingt-six juillet mil neuf cent quatre-vingt-quinze , en un exemplaire unique ,
en langues allemande , anglaise , danoise , espagnole , finnoise , française , grecque , irlandaise ,
italienne , néerlandaise , portugaise et suédoise , tous ces textes faisant également foi , exemplaire
qui est déposé dans les archives du Secrétariat général du Conseil de l'Union européenne .

Arna dhéanamh sa Bhruiséil , an séú Ii is fiche de Iúil sa bhliain mlle naoi gcéad nócha a cúig, i
scribhinn bhunaidh amháin sa Bhéarla , sa Danmhairgis , san Fhionlainnis , sa Fhraincis , sa
Ghaeilge , sa Ghearmáinis , sa Ghreigis , san Iodáilis , san Ollainnis , sa Phortaingéilis , sa Spáinnis
agus sa tSualainnis agus comhúdarás ag na teacsanna i ngach ceann de na teangacha sin ;
deanfar an scribhinn bhunaidh sin a thaisceadh i gcartlann Ardrúnaíocht Chomhairle an
Aontais Eorpaigh .

Fatto a Bruxelles , addì ventisei luglio millenovecentonovantacinque , in unico esemplare in lingua
danese , finlandese , francese , greca , inglese , irlandese , italiana , olandese , portoghese , spagnola ,
svedese e tedesca , i testi di ciascuna di queste lingue facenti ugualmente fede , esemplare
depositato negli archivi del segretariato generale dell'Unione europea .

Gedaan te Brussel , de zesentwintigste juli negentienhonderd vijfennegentig, in één exemplaar , in
de Deense , de Duitse , de Engelse , de Finse , de Franse , de Griekse , de Ierse , de Italiaanse , de
Nederlandse , de Portugese, de Spaanse en de Zweedse taal , zijnde alle teksten gelijkelijk
authentiek, dat wordt neergelegd in het archief van het Secretariaat-generaal van de Raad van
de Europese Unie .

Feito em Bruxelas , em vinte e seis de Julho de mil novecentos e noventa e cinco , em exemplar
único , nas línguas alemã, dinamarquesa , espanhola , finlandesa , francesa , grega , inglesa , irlan­
desa , italiana , neerlandesa , portuguesa e sueca , fazendo igualmente fé todos os textos ,
depositado nos arquivos do Secretariado-Geral do Conselho da União Europeia .

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäkuudentena päivänä heinäkuuta vuonna tuhatyh­
deksänsataayhdeksänkymmentäviisi yhtenä ainoana kappaleena englannin , espanjan , hollannin ,
iirin , italian , kreikan, portugalin , ranskan, ruotsin , saksan, suomen ja tanskan kielellä kaikkien
näiden tekstien ollessa yhtä todistusvoimaiset , ja se talletetaan Euroopan unionin neuvoston
pääsihteeristön arkistoon .

Utfärdad i Bryssel den tjugosjätte juli nittonhundranittiofem i ett enda exemplar , på danska ,
engelska , finska , franska , grekiska , irländska , italienska , nederländska , portugisiska , spanska ,
svenska och tyska , varvid alla texter är lika giltiga , och deponerad i arkiven vid generalsekreta­
riatet för Europeiska unionens råd .

Pour le gouvernement du royaume de Belgique
Voor de Regering van het Koninkrijk België

Für die Regierung des Königreichs Belgien

For regeringen for Kongeriget Danmark
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Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Για την κυβέρνηση της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por el Gobierno del Reino de Espana

Pour le gouvernement de la République française

Thar ceann Rialtas na hÉireann

For the Government of Ireland
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Per il governo della Repubblica italiana

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden

Für die Regierung der Republik Österreich
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Pelo Governo da Repüblica Portuguesa

Suomen hallituksen puolesta

På svenska regeringens vägnar

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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KONFERENZ DER VERTRETER DER REGIERUNGEN
DER MITGLIEDSTAATEN

UBEREINKUNFT

über die vorläufige Anwendung des Übereinkommens zwischen einigen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über

den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich

( 95/C 316/04 )

DAS KÖNIGREICH BELGIEN,

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

DIE GRIECHISCHE REPUBLIK,

DAS KÖNIGREICH SPANIEN,

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK,

IRLAND ,

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK,

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG,

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE,

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH,

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK FINNLAND,

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN,

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,

Mitgliedstaaten der Europäischen Union , Unterzeichner des Übereinkommens vom 26 . Juli 1995 aufgrund
von Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union über den Einsatz der Informationstechnologie im
Zollbereich , nachstehend „Übereinkommen " genannt —

IN ERWÄGUNG FOLGENDER GRÜNDE:

Die rasche Anwendung des Übereinkommens ist wichtig .

Gemäß Artikel K.7 des Vertrags über die Europäische Union steht Titel VI dieses Vertrags der Begründung
oder der Entwicklung einer engeren Zusammenarbeit zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten nicht
entgegen , soweit sie der nach Titel VI dieses Vertrags vorgesehenen Zusammenarbeit nicht zuwiderläuft und
diese nicht behindert .

Die etwaige vorläufige Anwendung des Übereinkommens zwischen einigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union würde der Zusammenarbeit gemäß Titel VI des Vertrags über die Europäische Union nicht
zuwiderlaufen und diese nicht behindern —



27. 11 . 95 DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . C 316/59

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1
j

Im Sinne der vorliegenden Übereinkunft bezeichnet der Ausdruck

— „Übereinkommen " das Übereinkommen aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die
Europäische Union über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollbereich;

— „Hohe Vertragsparteien " die Mitgliedstaaten der Europäischen Union , die dem Übereinkom­
men beigetreten sind ;

— „Vertragsparteien " die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die der vorliegenden
Übereinkunft beigetreten sind .

Artikel 2

Das Übereinkommen tritt vorläufig in Kraft am ersten Tag des dritten Monats nach Hinterle­
gung der Genehmigungs-, Annahmen- oder Ratifikationsurkunde zu der vorliegenden Überein­
kunft durch die achte Hohe Vertragspartei , die von den Hohen Vertragsparteien , die Vertrags­
parteien der vorliegenden Übereinkunft sind , diese Förmlichkeit vornimmt .

Artikel 3

Die erforderlichen Übergangsbestimmungen für die vorläufige Anwendung des Übereinkommens
werden einvernehmlich von denjenigen Hohen Vertragsparteien , zwischen denen das Überein­
kommen vorläufig gilt, im Benehmen mit den anderen Hohen Vertragsparteien festgelegt . In der
Phase der vorläufigen Anwendung werden die dem Ausschuß nach Artikel 16 des Übereinkom­
mens zugewiesenen Aufgaben von den Hohen Vertragsparteien einvernehmlich in enger Abspra­
che mit der Kommission der Europäischen Gemeinschaften wahrgenommen . Artikel 7 Absatz 3
und Artikel 16 des Übereinkommens können während dieser Phase nicht angewandt werden .

Artikel 4

( 1 ) Die vorliegende Übereinkunft liegt für die Mitgliedstaaten, die das Übereinkommen
unterzeichnet haben, zur Unterzeichnung auf. Sie bedarf der Genehmigung, Annahme und
Ratifizierung . Das Inkrafttreten ist festgesetzt worden auf den ersten Tag des dritten Monats
nach Hinterlegung der Genehmigungs-, Annahme- oder Ratifikationsurkunde der achten Hohen
Vertragspartei , die diese Förmlichkeit vornimmt.

( 2 ) Für Hohe Vertragsparteien , die ihre Genehmigungs-, Annahme- oder Ratifikationsurkunde
später hinterlegen , tritt die vorliegende Übereinkunft am ersten Tag des dritten Monats nach
dem Zeitpunkt der Hinterlegung in Kraft.

( 3 ) Die Genehmigungs-, Annahme- oder Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär
des Rates der Europäischen Union hinterlegt, der die Aufgabe des Verwahrers wahrnimmt .

Artikel 5

Die vorliegende Übereinkunft ist in einer Urschrift in dänischer, deutscher, englischer, finnischer,
französischer , griechischer , irischer , italienischer , niederländischer, portugiesischer, schwedischer
und spanischer Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist ; sie wird
beim Generalsekretär des Rates der Europäischen Union hinterlegt, der jedem Vertragsstaat eine
beglaubigte Abschrift übermittelt .

Artikel 6

Die vorliegende Übereinkunft tritt mit Inkrafttreten des Übereinkommens außer Kraft .
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En fe de lo cual , los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Convenio .

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne konvention .

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses
Übereinkommen gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω , οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι εθεσαν την υπογραφή τους κατω από
την παρούσα σύμβαση .

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have hereunto set their hands .

En foi de quoi , les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas de la présente
convention .

Da fhianü sin , chuir na Länchumhachtaigh thfos-si'nithe a lämh leis an gCoinbhinsiün seo .

In fede di che , i plenipotenziari sottoscritti hanno apporto le loro firme in calce alla presente
convenzione .

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze overeen­
komst hebben gesteld .

Em fé do que , os plenipotenciários abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no final da
presente convenção .

Tämän vakuudeksi alla mainitut täysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tämän yleissopi­
muksen .

Til bekräftelse härav har undertecknade befullmäktigade ombud undertecknat denna konven­
tion .

Hecho en Bruselas , el veintiséis de julio de mil novecientos noventa y cinco , en un ejemplar
único , en lenguas alemana, inglesa , danesa , española , finesa , francesa , griega , gaélica , italiana ,
neerlandesa , portuguesa y sueca , cuyos textos son igualmente auténticos y que será depositado
en los archivos de la Secretaría General del Consejo de la Unión Europea .

Udfærdiget i Bruxelles den seksogtyvende juli nitten hundrede og femoghalvfems, i ét eksemplar
på dansk, engelsk , finsk , fransk , græsk , irsk , italiensk , nederlandsk , portugisisk , spansk , svensk
og tysk, hvilke tekster alle har samme gyldighed , og deponeres i arkiverne i Generalsekretariatet
for Rådet for Den Europæiske Union .

Geschehen zu Brüssel am sechsundzwanzigsten Juli neunzehnhundertfünfundneunzig in einer
Urschrift in dänischer , deutscher , englischer, finnischer , französischer , griechischer , irischer ,
italienischer, niederländischer , portugiesischer , schwedischer und spanischer Sprache , wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist ; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekreta­
riats des Rates der Europäischen Union hinterlegt .

Έγινε στις Βρυξέλλες , στις είκοσι έξι Ιουλίου χίλια εννιακόσια ενενήντα πέντε , σε ενα μονο
αντίτυπο , στην αγγλική , γαλλική , γερμανική , δανική , ελληνική , ιρλανδική , ισπανική , ιταλική ,
ολλανδική , πορτογαλική , σουηδική και φινλανδική γλώσσα, όλα δε τα κείμενα είναι εξίσου
αυθεντικά και κατατίθενται στα αρχεία της Γενικής Γραμματείας του Συμβουλίου της Ευρωπαϊκής
Ένωσης .

Done at Brussels on the twenty-sixth day . of July in the year one thousand nine hundred and
ninety-five in a single original , in the Danish , Dutch , English, Finnish , French , German, Greek ,
Irish , Italian , Portuguese , Spanish and Swedish languages , each text being equally authentic ,
such original remaining deposited in the archives of the General Secretariat of the Council of the
European Union .
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Fait à Bruxelles , le vingt-six juillet mil neuf cent quatre-vingt-quinze , en un exemplaire unique ,
en langues allemande , anglaise , danoise , espagnole , finnoise , française , grecque , irlandaise ,
italienne , néerlandaise , portugaise et suédoise , tous ces textes faisant également foi , exemplaire
qui est déposé dans les archives du Secrétariat général du Conseil de l'Union européenne .

Arna dhéanamh sa Bhruiséil , an séú lá is fiche de Iúil sa bhliain míle naoi gcéad nócha a cúig, i
scribhinn bhunaidh amháin sa Bhéarla , sa Danmhairgis , san Fhionlainnis , sa Fhraincis , sa
Ghaeilge , sa Ghearmáinis , sa Ghreigis , san Iodáilis , san Ollainnis , sa Phortaingéilis , sa Spáinnis
agus sa tSualainnis agus comhúdarás ag na teacsanna i ngach ceann de na teangacha sin ;
deanfar an scribhinn bhunaidh sin a thaisceadh i gcartlann Ardrúnaíocht Chomhairle an
Aontais Eorpaigh .

Fatto a Bruxelles , addì ventisei luglio millenovecentonovantacinque , in unico esemplare in lingua
danese , finlandese , francese , greca , inglese , irlandese , italiana , olandese , portoghese , spagnola ,
svedese e tedesca , i testi di ciascuna di queste lingue facenti ugualmente fede , esemplare
depositato negli archivi del segretariato generale dell'Unione europea .

Gedaan te Brussel , de zesentwintigste juli negentienhonderd vijfennegentig , in één exemplaar, in
de Deense , de Duitse , de Engelse , de Finse , de Franse , de Griekse , de Ierse , de Italiaanse , de
Nederlandse , de Portugese , de Spaanse en de Zweedse taal , zijnde alle teksten gelijkelijk
authentiek , dat wordt neergelegd in het archief van het Secretariaat-generaal van de Raad van
de Europese Unie .

Feito em Bruxelas , em vinte e seis de Julho de mil novecentos e noventa e cinco , em exemplar
único , nas línguas alemã , dinamarquesa , espanhola , finlandesa , francesa , grega , inglesa , irlan­
desa , italiana , neerlandesa , portuguesa e sueca , fazendo igualmente fé todos os textos ,
depositado nos arquivos do Secretariado-Geral do Conselho da União Europeia .

Tehty Brysselissä kahdentenakymmenentenäkuudentena päivänä heinäkuuta vuonna tuhatyh­
deksänsataayhdeksänkymmentäviisi yhtenä ainoana kappaleena englannin, espanjan , hollannin,
iirin , italian , kreikan , portugalin , ranskan, ruotsin, saksan , suomen ja tanskan kielellä kaikkien
näiden tekstien ollessa yhtä todistusvoimaiset, ja se talletetaan Euroopan unionin neuvoston
pääsihteeristön arkistoon .

Utfärdad i Bryssel den tjugosjätte juli nittonhundranittiofem i ett enda exemplar , pä danska ,
engelska , finska , franska , grekiska , irländska , italienska , nederländska , portugisiska , spanska ,
svenska och tyska , varvid alla texter är lika giltiga , och deponerad i arkiven vid generalsekreta­
riatet för Europeiska unionens råd .

Pour le gouvernement du royaume de Belgique

Voor de Regering van het Koninkrijk België

Für die Regierung des Königreichs Belgien

For regeringen for Kongeriget Danmark
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Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Για την κυβέρνηση της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por el Gobierno del Reino de Espana

Pour le gouvernement de la République française

Thar ceann Rialtas na hÉireann

For the Government of Ireland
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Per il governo della Repubblica italiana

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden

Für die Regierung der Republik Österreich
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Pelo Governo da Repüblica Portuguesa

Suomen hallituksen puolesta

På svenska regeringens vägnar

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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